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A. Allgemeine Informationen 
Die Allgemeinen Informationen gelten für jede einzelne der unter B aufgeführten Produktbezogenen Informationen. 

Gesetzliche Vertretungsberechtigte der Bank 
Dr. Marcus Lingel, Sven Krause, Dr. Andreas E. H. Maurer 
 
Hauptgeschäftstätigkeit der Bank 
Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankgeschäften und die Erbringung von Finanzdienstleistungen aller Art und 
von damit zusammenhängenden Geschäften. 
 
Zuständige Aufsichtsbehörden 
Die für die Zulassung von Kreditinstituten zuständige Aufsichtsbehörde ist die 
Europäische Zentralbank 
Sonnemannstraße 20 
60314 Frankfurt am Main, Deutschland  
(Postanschrift: Europäische Zentralbank, 60640 Frankfurt am Main, Deutschland); Website: 
https://www.ecb.europa.eu/ecb/html/index.de.html,  
Telefon: 069 1344 0, auf der Website befindet sich ein Anfrageformular. 
Die für den Schutz der kollektiven Verbraucherinteressen zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (Bafin) 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn bzw. 
Marie-Curie-Straße 24-28 
60439 Frankfurt am Main, Website: 
https://www.bafin.de/DE/Startseite/startseite_node.html, Telefon: 0228 4108 0, Telefax: 0228 4108 1550, auf der Website befindet 
sich ein E-Mail-Link. 
 
Eintragung im Handelsregister 
Amtsgericht München HRB Nr. 122853 
 
Umsatzsteueridentifikationsnummer 
DE 198159260 
 
Vertragssprache 
Maßgebliche Sprache für dieses Vertragsverhältnis und die Kommunikation mit dem Kunden während der Laufzeit des Vertrages 
ist Deutsch. 
 
Rechtsordnung/Gerichtsstand 
Gemäß Nr. 6 Abs. 1 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen gilt für den Vertragsschluss und die gesamte Geschäftsverbindung 
zwischen dem Kunden und der Bank deutsches Recht. Es gibt keine vertragliche Gerichtsstandsklausel. 
 
Beschwerdemanagement 
Der Kunde kann Beschwerden jederzeit an die Bank richten. Für die Entgegennahme von Beschwerden stehen insbesondere 
folgende Kontaktmöglichkeiten zur Verfügung: 

per Post 
MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

per E-Mail 
direkt@merkur-privatbank.de 

telefonisch 
089 59 99 80 
 
Außergerichtliche Streitschlichtung 
Die MERKUR PRIVATBANK KGaA nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle "Ombudsmann der 
privaten Banken" (www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat der Verbraucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit 
mit der Bank den Ombudsmann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen 
Zahlungsdienstevertrag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), können auch Kunden, die nicht Verbraucher sind, den Ombuds-
mann der privaten Banken anrufen. Näheres regelt die "Verfahrensordnung für die Schlichtung von Kundenbeschwerden im deut-
schen Bankgewerbe", die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder im Internet unter www.bankenverband.de abrufbar ist. Die 
Beschwerde ist in Textform (z.B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband deut-
scher Banken e.V., Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, Telefax: +049 (0) 30 1663-3169, E-Mail: ombudsmann@bdb.de, zu richten. 
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c 

Name und Anschrift der Bank 

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 
Telefon: 089 59 99 80 

E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Internet: www.merkur-privatbank.de 

https://www.ecb.europa.eu/ecb/html/index.de.html
https://www.bafin.de/DE/Startseite/startseite_node.html
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des Bürgerlichen Gesetzbuches, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontenge-
setzes und Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 
Bonn. 
Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in 
Textform (z.B. mittels Brief oder E-Mail) beantworten. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter 
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html 
Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit. Zudem besteht die Möglichkeit eine zivilrechtliche Klage 
einzureichen. 
 
Hinweis zum Bestehen einer freiwilligen Einlagensicherung 
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. und der Entschädigungseinrichtung 
deutscher Banken GmbH angeschlossen. Von der Bank ausgegebene Inhaberschuldverschreibungen werden nicht geschützt. 
Näheres entnehmen Sie bitte Nr. 20 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen, dem "Informationsbogen für den Einleger" und der 
Internetseite der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH unter 
www.edb-banken.de. 
 
Zugangswege, elektronischer Posteingang 
Der Kunde kann mit Kontoeröffnung die Dienstleistungen der Bank über verschiedene Zugangswege, insbesondere über das 
Onlinebanking, in Anspruch nehmen.  Sofern im Kontoeröffnungsantrag nicht enthalten, ist für die Nutzung des Onlinebankings 
eine gesonderte Vereinbarung erforderlich. Für das Onlinebanking sind die „Sonderbedingungen für das Online-Banking“ maß-
geblich. Geeignete Bankmitteilungen werden dem Kunden über den elektronischen Posteingang zum Abruf bereitgestellt, soweit 
nicht anders vereinbart. Ergänzend gelten die „Sonderbedingungen für die Nutzung des elektronischen Postfachs“. 
 
Hinweis zu Nachhaltigkeitsaspekten 
Bei Finanzdienstleistungen, deren Anlagestrategie ökologische oder soziale Merkmale berücksichtigt oder nachhaltige Anlage-
ziele verfolgt, ergeben sich nähere Informationen zu den berücksichtigten Nachhaltigkeitsaspekten aus den vorvertraglichen In-
formationen und den regelmäßigen Berichten des jeweiligen Finanzprodukts (wie z. B. in den Anhängen der EU-Offenlegungs-
verordnung (SFDR) sowie den Angaben nach der EU-Taxonomie-Verordnung). 
 
Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall 
Kommt der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen aus den mit der Bank geschlossenen Verträgen nicht nach, kann dies rechtli-
che und wirtschaftliche Folgen haben. 
 
Insbesondere ist die Bank berechtigt, 
 

• Verzugszinsen in gesetzlicher oder vertraglich vereinbarter Höhe zu berechnen,  

• Mahn- und gegebenenfalls weitere gesetzlich zulässige Kosten geltend zu machen,  

• offene Forderungen mit Guthaben des Kunden zu verrechnen, soweit dies rechtlich zulässig ist,  

• die Ausführung von Aufträgen oder die Erbringung von Dienstleistungen bis zur Erfüllung der offenen Forderungen einzu-
schränken oder auszusetzen,  

• Verträge aus wichtigem Grund außerordentlich zu kündigen,  
 
Darüber hinaus kann ein Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall zu negativen Auswirkungen auf die Bonität des Kunden führen 
und gegebenenfalls an Auskunfteien gemeldet werden, soweit dies gesetzlich zulässig ist. Gesetzliche Ansprüche und weiterge-
hende Rechte der Bank bleiben unberührt. 
 
Sonstige Rechte und Pflichten von Bank und Kunde 
Die Bank erwirbt als Sicherheit für ihre Forderungen ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen, an denen eine inländische 
Geschäftsstelle Besitz erlangt oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kun-
den gegen die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden. Das Pfandrecht dient 
der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden zustehen. Die Grundre-
geln für die gesamte Geschäftsbeziehung zwischen Bank und Kunde sind in den Allgemeinen Geschäfts-bedingungen der Bank 
beschrieben. Des Weiteren gelten die beiliegenden Sonderbedingungen, welche Abweichungen Ergänzungen zu den Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen enthalten können. Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 
 
  

http://www.edb-banken.de/
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B. Produktbezogene Informationen 
 

Informationen zum Kundenstammvertrag 

Der Kundenstammvertrag ist ein Vorvertrag, der sich auf die Kontoführung aller gegenwärtigen und künftigen Konten und Depots 
des Kunden bei der Bank zu den im Kundenstammvertrag festgelegten Daten und getroffenen Vereinbarungen bezieht. Er dient 
dazu, das Verfahren zwischen Bank und dem Kunden auch beim Vorhandensein mehrerer Konten und Anlageformen zu verein-
fachen. Es gibt keinen Leistungsvorbehalt, es sei denn, dieser ist ausdrücklich vereinbart.  

Der Abschluss des Kundenstammvertrags begründet für den Kunden keine Zahlungsverpflichtung und für die Bank keine Leis-
tungsverpflichtungen.  

Eine Mindestlaufzeit des Kundenstammvertrags besteht nicht. Der Kundenstammvertrag kann vom Kunden jederzeit gekündigt 
werden.  

Sofern Kundenkonten bestehen, sind die für den Kunden und die Bank festgelegten Kündigungsregeln Nr. 18 und Nr. 19 der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu beachten.  

Die Bank erwirbt als Sicherheit für ihre Forderungen ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen, an denen eine inländische 
Geschäftsstelle Besitz erlangt oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kun-
den gegen die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden. Das Pfandrecht dient 
der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden zustehen.  

Die Grundregeln für die gesamte Geschäftsbeziehung zwischen Bank und Kunde sind in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der Bank beschrieben. Des Weiteren gelten die Sonderbedingungen, welche Abweichungen und Ergänzungen zu den Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen enthalten können. 

Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 

Information zum Zustandekommen des Vertrags 

Kundenangebot mit Verzicht auf Zugang der Annahmeerklärung 

Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein bindendes Angebot ab, indem er eine ausgefüllte Vertragsurkunde der Bank übermittelt. 
Der Vertrag ist zustande gekommen, wenn die Bank das Vertragsangebot angenommen hat. Eine ausdrückliche Annahmeerklä-
rung gegenüber dem Kunden ist zur Wirksamkeit nicht erforderlich und erfolgt in der Regel nicht. 
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Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 

ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 

 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 
 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 

1. die Identität und die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers; 
2. die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, sowie seine Telefonnummer und E-Mail-

Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer anbietet; 
3. einschlägige Kontaktangaben, die es dem Verbraucher ermöglichen, Beschwerden an den Unternehmer zu richten; 
4. das Register, in das der Unternehmer eingetragen ist, und die Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 

Register verwendete Kennung;  
5. den Namen, die Anschrift und die Website und etwaige andere Kontaktangaben der zuständigen Aufsichtsbehörde 

für die Zulassung der Tätigkeit des Unternehmers;  
6. eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung;  
7. den Gesamtpreis, den der Verbraucher dem Unternehmer für die Finanzdienstleistung schuldet, einschließlich aller 

damit verbundenen Provisionen, Gebühren und Abgaben sowie aller über den Unternehmer abgeführten Steuern; 
8. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm 

in Rechnung gestellt werden; 
9. gegebenenfalls Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall; 
10. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
11. wenn ökologische oder soziale Faktoren in die Anlagestrategie der Finanzdienstleistung eingebunden werden, 

Informationen über ökologische oder soziale Ziele, die mit der Finanzdienstleistung verfolgt werden; 
12. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 

Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

13. die Mindestlaufzeit des Vertrags; 
14. Angaben zum Recht der Parteien, den Vertrag vorzeitig oder einseitig aufgrund der Vertragsbedingungen zu kün-

digen, einschließlich aller Vertragsstrafen, die in einem solchen Fall auferlegt werden; 
15. praktische Hinweise und Verfahren zur Ausübung des Widerrufsrechts nach § 355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

darunter Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers oder Angaben zu anderen einschlägigen Kom-
munikationsmitteln für die Übermittlung der Widerrufserklärung und bei über eine Online-Benutzeroberfläche ge-
schlossenen Finanzdienstleistungsverträgen Informationen über das Bestehen und die Platzierung der Widerrufs-
funktion nach § 356a des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

16. Vertragsklauseln, die das auf den Vertrag anwendbare Recht oder das zuständige Gericht bestimmen; 
17. in welcher Sprache oder in welchen Sprachen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie über die Sprache oder die Sprachen, zu deren Benutzung sich der 
Unternehmer mit Zustimmung des Verbrauchers für die Kommunikation während der Laufzeit des Fernabsatzver-
trags verpflichtet; 

18. die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Un-
ternehmer unterworfen ist und die Voraussetzungen für diesen Zugang; 

19. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-
linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 

http://www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen
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Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten: 

 

20. zum Zahlungsdienstleister 
a) den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Hauptverwaltung sowie alle anderen Anschriften 

einschließlich E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem Zahlungsdienstleister von Belang 
sind; 

b) die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbehörden und das bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht geführte Register oder jedes andere relevante öffentliche Register, in 
das der Zahlungsdienstleister als zugelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder eine 
gleichwertige in diesem Register verwendete Kennung; 

21. zur Nutzung des Zahlungsdienstes 
a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu erbringenden Zahlungsdienstes; 
b) Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungsgemäße Auslösung oder Ausführung eines 

Zahlungsauftrags erforderlich sind; 
c) die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zahlungsauftrags oder zur Ausführung eines 

Zahlungsvorgangs und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 675j 
und 675p des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

d) den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n 
Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) einen vom Zahlungsdienstleister festgelegten Zeitpunkt nahe am Ende eines Geschäftstags, bei des-
sen Ablauf ein nach diesem Zeitpunkt zugegangener Zahlungsauftrag des Verbrauchers als am darauf 
folgenden Geschäftstag zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 Satz 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zahlungsdienste; 
g) einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen für die Nutzung eines Zahlungsinstruments 

(wie beispielsweise eine Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

h) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, zwei oder mehrere unterschiedliche Zahlungsmarken 
auf seinem kartengebundenen Zahlungsinstrument zu verlangen, sofern sein Zahlungsdienstleister 
diesen Dienst anbietet, sowie einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, rechtzeitig vor der Un-
terzeichnung des Vertrags vom Zahlungsdienstleister in klarer und objektiver Weise über alle verfügba-
ren Zahlungsmarken und deren Eigenschaften, einschließlich ihrer Funktionsweise, Kosten und Sicher-
heit, informiert zu werden (zugrundeliegende Vorschrift: Artikel 8 der Verordnung (EU) 2015/751 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 über Interbankenentgelte für kartenge-
bundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2018/72 (ABl. L 13 vom 18.1.2018, S. 1) geändert worden ist); 

22. zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen 
a) alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienstleister zu entrichten hat, einschließlich derjeni-

gen, die sich danach richten, wie und wie oft über die geforderten Informationen zu unterrichten ist; 
b) eine Aufschlüsselung dieser Entgelte; 
c) die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei Anwendung von Referenzzinssätzen und 

-wechselkursen, die Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen sowie den maßgeblichen 
Stichtag und den Index oder die Grundlage für die Bestimmung des Referenzzinssatzes oder -wechsel-
kurses; 

d) das unmittelbare Wirksamwerden von Änderungen des Referenzzinssatzes oder -wechselkurses, die 
auf den vereinbarten Referenzzinssätzen oder -wechselkursen beruhen, ohne vorherige Benachrichti-
gung des Verbrauchers (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

23. zur Kommunikation 
a) die Kommunikationsmittel, deren Nutzung für die Informationsübermittlung und Anzeigepflichten ver-

einbart wird, einschließlich der technischen Anforderungen an die Ausstattung und die Software des 
Verbrauchers; 

b) Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienstleister vor und während des Vertragsverhältnis-
ses, vor der Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen Zahlungsvorgängen zu erteilen-
den Informationen mitzuteilen oder zugänglich zu machen sind; 

c) die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Vertrag zu schließen ist und in der oder in 
denen die Kommunikation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll; 

d) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermitt-
lung der Vertragsbedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung genannten vorvertraglichen In-
formationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften 
Datenträger zu verlangen; 

24. zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen 
a) eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstrument sicher aufbewahrt und wie er seine 

Pflicht gegenüber dem Zahlungsdienstleister oder einer von diesem benannten Stelle erfüllt, den Ver-
lust, den Diebstahl, die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines 
Zahlungsinstruments unverzüglich anzuzeigen, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 675l Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

b) eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des Verbrauchers durch den Zahlungs-
dienstleister im Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken Angaben dazu, 
wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte oder feh-
lerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundeliegende Vorschrift: § 
676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

c) die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das Recht vorbehält, ein Zahlungsinstru-
ment des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu sperren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
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d) Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger 
missbräuchlicher Verwendung des Zahlungsinstruments einschließlich Angaben zum Höchstbetrag 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht auto-
risierte oder fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

g) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspä-
teter Auslösung oder Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie Informationen über dessen Verpflich-
tung, auf Verlangen Nachforschungen über den nicht oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang 
anzustellen (zugrundeliegende Vorschrift: § 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

h) die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrauchers bei einem vom oder über den Zah-
lungsempfänger ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (beispielsweise bei SEPA-Lastschriften) 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675x des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

25. zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungsdiensterahmenvertrags 
a) die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers zu einer Änderung der Vertragsbedingun-

gen als erteilt gilt, wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister seine Ablehnung nicht vor dem 
Zeitpunkt angezeigt hat, zu dem die geänderten Vertragsbedingungen in Kraft treten sollen (zugrunde-
liegende Vorschrift: § 675g des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

b) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags; 
c) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen; 
d) gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrelevante Vereinbarungen: 

aa) die Vereinbarung einer Kündigungsfrist für das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündi-
gen, die einen Monat nicht überschreiten darf (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
bb) die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zahlungsdienstleisters unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen 
ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
cc) das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers vor dem Wirksamwerden einer vom Zah-
lungsdienstleister vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die Zustimmung des Verbrauchers 
zur Änderung nach einer Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung als erteilt gälte, 
sofern der Zahlungsdienstleister den Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie auf das 
Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs); 

26. die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdiensterahmenvertrag anwendbare Recht oder über das zustän-
dige Gericht 

27. einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Beschwerdeverfahren wegen mutmaßlicher Verstöße des 
Zahlungsdienstleisters gegen dessen Verpflichtungen (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 60 bis 62 des  
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende außergerichtliche Rechtsbehelfsver-
fahren (zugrundeliegende Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes). 

 

Abschnitt 3 
Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen zur 
Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer 
Widerrufserklärung,für uns mit deren Empfang. 

Überschreiten Sie die Ihnen eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, können wir von Ihnen über die Rückzahlung des Betrags 
der Überschreitung hinaus weder Kosten noch Zinsen verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsgemäß über die Bedingungen 
und Folgen der Überschreitung (z. B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben. 

Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe 
Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass vor dem Ende 
der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf 
dennoch erfüllen müssen. 

 

Ende der Widerrufsbelehrung 
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Informationen zur Vereinbarung über die Nutzung  
des OnlineBanking 
 

Anlässlich des OnlineBanking vereinbaren Bank und Kunde die Datennutzung im Sinne des § 312 Abs. 1a des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Im Übrigen ist das OnlineBanking kostenfrei. 

Die Änderung von Entgelten während der Laufzeit der Vereinbarung über die Nutzung des OnlineBanking mit den genannten 
Sicherungsmedien erfolgt nach Maßgabe von Nr. 12 der AGB-Banken. 

Kosten, die nicht von der Bank abgeführt oder in Rechnung gestellt werden (z. B. für Telefon, Internet, Porti), hat der Kunde selbst 
zu tragen. 

Die Bank erfüllt ihre Verpflichtungen aus der Vereinbarung über die Nutzung des OnlineBanking, indem sie dem Kunden die erfor-
derlichen Sicherungsmedien (PIN/TAN oder Chipkarte) bzw. die Zugangsdaten zur eigenen Erzeugung eines Sicherungsmedi-
ums zur Verfügung stellt und den Kunden für die Nutzung des OnlineBanking freischaltet. Sie wird des Weiteren die vom Kunden 
freigegebenen, mittels OnlineBanking übermittelten Aufträge im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes bearbeiten. 
Weitere Informationen ergeben sich aus Kapitel 2.2 des Preis- und Leistungsverzeichnisses.
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Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 

 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 
 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 

1. die Identität und die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers; 
2. die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, sowie seine Telefonnummer und E-Mail-

Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer anbietet; 
3. einschlägige Kontaktangaben, die es dem Verbraucher ermöglichen, Beschwerden an den Unternehmer zu richten; 
4. das Register, in das der Unternehmer eingetragen ist, und die Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 

Register verwendete Kennung;  
5. den Namen, die Anschrift und die Website und etwaige andere Kontaktangaben der zuständigen Aufsichtsbehörde 

für die Zulassung der Tätigkeit des Unternehmers;  
6. eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung;  
7. den Gesamtpreis, den der Verbraucher dem Unternehmer für die Finanzdienstleistung schuldet, einschließlich aller 

damit verbundenen Provisionen, Gebühren und Abgaben sowie aller über den Unternehmer abgeführten Steuern; 
8. gegebenenfalls Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall, 
9. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm 

in Rechnung gestellt werden; 
10. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
11. wenn ökologische oder soziale Faktoren in die Anlagestrategie der Finanzdienstleistung eingebunden werden, 

Informationen über ökologische oder soziale Ziele, die mit der Finanzdienstleistung verfolgt werden; 
12. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 

Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

13. die Mindestlaufzeit des Vertrags; 
14. Angaben zum Recht der Parteien, den Vertrag vorzeitig oder einseitig aufgrund der Vertragsbedingungen zu kün-

digen, einschließlich aller Vertragsstrafen, die in einem solchen Fall auferlegt werden; 
15. praktische Hinweise und Verfahren zur Ausübung des Widerrufsrechts nach § 355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

darunter Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers oder Angaben zu anderen einschlägigen Kom-
munikationsmitteln für die Übermittlung der Widerrufserklärung und bei über eine Online-Benutzeroberfläche ge-
schlossenen Finanzdienstleistungsverträgen Informationen über das Bestehen und die Platzierung der Widerrufs-
funktion nach § 356a des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

16. Vertragsklauseln, die das auf den Vertrag anwendbare Recht oder das zuständige Gericht bestimmen; 
17. in welcher Sprache oder in welchen Sprachen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie über die Sprache oder die Sprachen, zu deren Benutzung sich der 
Unternehmer mit Zustimmung des Verbrauchers für die Kommunikation während der Laufzeit des Fernabsatzver-
trags verpflichtet; 

18. die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Un-
ternehmer unterworfen ist und die Voraussetzungen für diesen Zugang; 

19. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-
linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 

http://www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen
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Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten: 

 

20. zum Zahlungsdienstleister 
a) den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Hauptverwaltung sowie alle anderen Anschriften 

einschließlich E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem Zahlungsdienstleister von Belang 
sind; 

b) die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbehörden und das bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht geführte Register oder jedes andere relevante öffentliche Register, in 
das der Zahlungsdienstleister als zugelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder eine 
gleichwertige in diesem Register verwendete Kennung; 

21. zur Nutzung des Zahlungsdienstes 
a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu erbringenden Zahlungsdienstes; 
b) Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungsgemäße Auslösung oder Ausführung eines 

Zahlungsauftrags erforderlich sind; 
c) die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zahlungsauftrags oder zur Ausführung eines 

Zahlungsvorgangs und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 675j 
und 675p des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

d) den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n 
Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) einen vom Zahlungsdienstleister festgelegten Zeitpunkt nahe am Ende eines Geschäftstags, bei des-
sen Ablauf ein nach diesem Zeitpunkt zugegangener Zahlungsauftrag des Verbrauchers als am darauf 
folgenden Geschäftstag zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 Satz 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zahlungsdienste; 
g) einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen für die Nutzung eines Zahlungsinstruments 

(wie beispielsweise eine Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

h) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, zwei oder mehrere unterschiedliche Zahlungsmarken 
auf seinem kartengebundenen Zahlungsinstrument zu verlangen, sofern sein Zahlungsdienstleister 
diesen Dienst anbietet, sowie einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, rechtzeitig vor der Un-
terzeichnung des Vertrags vom Zahlungsdienstleister in klarer und objektiver Weise über alle verfügba-
ren Zahlungsmarken und deren Eigenschaften, einschließlich ihrer Funktionsweise, Kosten und Sicher-
heit, informiert zu werden (zugrundeliegende Vorschrift: Artikel 8 der Verordnung (EU) 2015/751 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 über Interbankenentgelte für kartenge-
bundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2018/72 (ABl. L 13 vom 18.1.2018, S. 1) geändert worden ist); 

22. zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen 
a) alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienstleister zu entrichten hat, einschließlich derjeni-

gen, die sich danach richten, wie und wie oft über die geforderten Informationen zu unterrichten ist; 
b) eine Aufschlüsselung dieser Entgelte; 
c) die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei Anwendung von Referenzzinssätzen und 

-wechselkursen, die Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen sowie den maßgeblichen 
Stichtag und den Index oder die Grundlage für die Bestimmung des Referenzzinssatzes oder -wechsel-
kurses; 

d) das unmittelbare Wirksamwerden von Änderungen des Referenzzinssatzes oder -wechselkurses, die 
auf den vereinbarten Referenzzinssätzen oder -wechselkursen beruhen, ohne vorherige Benachrichti-
gung des Verbrauchers (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

23. zur Kommunikation 
a) die Kommunikationsmittel, deren Nutzung für die Informationsübermittlung und Anzeigepflichten ver-

einbart wird, einschließlich der technischen Anforderungen an die Ausstattung und die Software des 
Verbrauchers; 

b) Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienstleister vor und während des Vertragsverhältnis-
ses, vor der Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen Zahlungsvorgängen zu erteilen-
den Informationen mitzuteilen oder zugänglich zu machen sind; 

c) die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Vertrag zu schließen ist und in der oder in 
denen die Kommunikation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll; 

d) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermitt-
lung der Vertragsbedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung genannten vorvertraglichen In-
formationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften 
Datenträger zu verlangen; 

24. zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen 
a) eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstrument sicher aufbewahrt und wie er seine 

Pflicht gegenüber dem Zahlungsdienstleister oder einer von diesem benannten Stelle erfüllt, den Ver-
lust, den Diebstahl, die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines 
Zahlungsinstruments unverzüglich anzuzeigen, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 675l Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

b) eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des Verbrauchers durch den Zahlungs-
dienstleister im Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken Angaben dazu, 
wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte oder feh-
lerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundeliegende Vorschrift: § 
676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

c) die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das Recht vorbehält, ein Zahlungsinstru-
ment des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu sperren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
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d) Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger 
missbräuchlicher Verwendung des Zahlungsinstruments einschließlich Angaben zum Höchstbetrag 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht auto-
risierte oder fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

g) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspä-
teter Auslösung oder Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie Informationen über dessen Verpflich-
tung, auf Verlangen Nachforschungen über den nicht oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang 
anzustellen (zugrundeliegende Vorschrift: § 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

h) die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrauchers bei einem vom oder über den Zah-
lungsempfänger ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (beispielsweise bei SEPA-Lastschriften) 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675x des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

25. zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungsdiensterahmenvertrags 
a) die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers zu einer Änderung der Vertragsbedingun-

gen als erteilt gilt, wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister seine Ablehnung nicht vor dem 
Zeitpunkt angezeigt hat, zu dem die geänderten Vertragsbedingungen in Kraft treten sollen (zugrunde-
liegende Vorschrift: § 675g des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

b) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags; 
c) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen; 
d) gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrelevante Vereinbarungen: 

aa) die Vereinbarung einer Kündigungsfrist für das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündi-
gen, die einen Monat nicht überschreiten darf (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
bb) die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zahlungsdienstleisters unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen 
ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
cc) das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers vor dem Wirksamwerden einer vom Zah-
lungsdienstleister vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die Zustimmung des Verbrauchers 
zur Änderung nach einer Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung als erteilt gälte, 
sofern der Zahlungsdienstleister den Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie auf das 
Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs); 

26. die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdiensterahmenvertrag anwendbare Recht oder über das zustän-
dige Gericht 

27. einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Beschwerdeverfahren wegen mutmaßlicher Verstöße des 
Zahlungsdienstleisters gegen dessen Verpflichtungen (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 60 bis 62 des  
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende außergerichtliche Rechtsbehelfsver-
fahren (zugrundeliegende Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes). 

 

Abschnitt 3 
Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen zur 
Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer 
Widerrufserklärung,für uns mit deren Empfang. 

Überschreiten Sie die Ihnen eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, können wir von Ihnen über die Rückzahlung des Betrags 
der Überschreitung hinaus weder Kosten noch Zinsen verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsgemäß über die Bedingungen 
und Folgen der Überschreitung (z. B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben. 

Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe 
Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass vor dem Ende 
der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf 
dennoch erfüllen müssen. 

 

Ende der Widerrufsbelehrung 



13 

 

Informationen zur Rahmenvereinbarung über die Nutzung 
des Direct Brokerage-Angebots für Wertpapiergeschäfte 
und zu den damit verbundenen Dienstleistungen 

 

Wesentliche Leistungsmerkmale 

Auftragserteilung und Informationsabfrage über die Online-Brokerage-Plattform 

Gemäß der beigefügten Rahmenvereinbarung über die Nutzung des Direct Brokerage-Angebots für Wertpapiergeschäfte ein-
schließlich der zugehörigen Anlagen „Besondere Bedingungen für die Erteilung von Wertpapieraufträgen über Internet“ und „Be-
dingungen für die außerbörsliche Ausführung von Wertpapieraufträgen im Rahmen des Direct Brokerage-Angebots für Wertpa-
piergeschäfte" (im Folgenden „Rahmenvereinbarung“) stellt die Bank dem Kunden ihr sog. Direct Brokerage-Angebot für Wertpa-
piergeschäfte zur Verfügung. Durch das Direct Brokerage-Angebot für Wertpapiergeschäfte kann der Kunde, bei Bestehen eines 
Depotvertrags mit der Bank, über eine Online-Brokerage-Plattform der Bank gegenüber Angebote zum Erwerb und zur Veräuße-
rung von Wertpapieren und Wertrechten (im Folgenden zusammenfassend „Wertpapiere“) über das Internet erteilen. Darüber 
hinaus kann der Kunde über das Internet verschiedene Informationen über sein Depot abrufen. 

Die Dienstleistungen, welche die Bank im Rahmen des Direct Brokerage-Angebots für Wertpapiergeschäfte erbringt, sind in der 
Rahmenvereinbarung aufgeführt. Dies sind insbesondere 

• die Erteilung von Wertpapieraufträgen durch den Kunden über die Online-Brokerage-Plattform (§ 4 der Besonderen Bedingun-
gen für die Erteilung von Wertpapieraufträgen über Internet), 

• die Information über den Status von erteilten Wertpapieraufträgen über das Orderbuch und das Ordermanagement über die 
Online-Brokerage-Plattform (§ 5 der Besonderen Bedingungen für die Erteilung von Wertpapieraufträgen über Internet), 

• die Abfrage von Depotinformationen über die Online-Brokerage-Plattform (§ 6 der Besonderen Bedingungen für die Erteilung 
von Wertpapieraufträgen über Internet). 

Erwerb und Veräußerung von Wertpapieren über die Online-Brokerage-Plattform 

Der Kunde kann bei Bestehen eines Depotvertrags über die Online-Brokerage-Plattform Wertpapiere, z. B. verzinsliche Wertpa-
piere, Aktien, Genussscheine, Zertifikate, Anteile oder Aktien an Investmentvermögen und Optionsscheine über die Bank erwer-
ben oder veräußern. Einzelheiten über die verschiedenen Grundlagen, Ausgestaltungen und Funktionen der marktüblichen Wert-
papiergattungen kann der Kunde Kapitel B der Broschüre „Basisinformationen über Wertpapiere und weitere Kapitalanlagen” 
entnehmen. 

Der Erwerb oder die Veräußerung von Wertpapieren über die Online-Brokerage-Plattform kann wie folgt stattfinden: 

a. Durch Kommissionsgeschäft: Der Kunde erteilt der Bank von Fall zu Fall den Auftrag, im eigenen Namen, aber für Rechnung 
des Kunden an einer Börse oder außerbörslich Wertpapiere zu kaufen oder zu verkaufen. Die Bank wird sich bemühen, für 
Rechnung des Kunden ein entsprechendes Ausführungsgeschäft zu tätigen. 

b. Durch Festpreisgeschäft: Für einzelne Geschäfte kann der Kunde mit der Bank, soweit von ihr angeboten, unmittelbar einen 
Kauf/Verkauf zu einem festen oder bestimmbaren Preis vereinbaren. 

c. Durch Zeichnung: Soweit im Rahmen einer Emission von der Bank angeboten, kann der Kunde neue Aktien oder sonstige zur 
Ausgabe angebotene Wertpapiere bei der Bank zeichnen. 

Einzelheiten zum Kauf und Verkauf von Wertpapieren über die Bank sind in den Anlagen zur parallel erfolgenden Depoteröffnung 
bzw. bei früherer Depoteröffnung im ggfs. nachträglich erhaltenen MiFID-Starterpaket, insb. in den Nrn. 1 bis 9 der „Sonderbedin-
gungen für Wertpapiergeschäfte“ in Verbindung mit den Ausführungsgrundsätzen der Bank geregelt. Die Rahmenvereinbarung 
ergänzt die geltenden Regelungen im Hinblick auf den Kauf und Verkauf von Wertpapieren über die Online-Brokerage-Plattform. 

Hinweis auf Risiken und Preisschwankungen von erworbenen Wertpapieren 
über die Online-Brokerage-Plattform 

Wertpapiergeschäfte sind wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge mit speziellen Risiken be-
haftet. Insbesondere sind folgende Risiken zu nennen: 

• Kursänderungsrisiko/Risiko rückläufiger Anteilspreise 

• Bonitätsrisiko (Ausfallrisiko bzw. Insolvenzrisiko) des Emittenten 

• Totalverlustrisiko 

Der Preis eines Wertpapiers unterliegt Schwankungen auf dem Finanzmarkt, auf die die Bank keinen Einfluss hat. In der Vergan-
genheit erwirtschaftete Erträge (z. B. Zinsen, Dividenden) und erzielte Wertsteigerungen sind kein Indikator für künftige Erträge 
oder Wertsteigerungen. 

Ausführliche Informationen über die Risiken der marktüblichen Wertpapiergattungen enthalten die Kapitel C und D der im Zusam-
menhang mit dem Abschluss des Depotvertrags bzw. der Depoteröffnung Online bereitgestellten Broschüre „Basisinformationen 
über Wertpapiere und weitere Kapitalanlagen“. Dabei informiert Kapitel C über die Basisrisiken jeder Vermögensanlage in Wertpa-
pieren, während Kapitel D die zusätzlichen speziellen Risiken der einzelnen Wertpapiergattung erläutert. Der Kunde sollte Wertpa-
piergeschäfte nur dann selbstständig ohne Beratung tätigen, wenn er über ausreichende Erfahrungen oder Kenntnisse im Bereich 
der entsprechenden Wertpapieranlage verfügt.  
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Preise 

Die aktuellen Preise für die über die Online-Brokerage-Plattform genutzten Dienstleistungen der Bank unter dem Depotvertrag 
und der Rahmenvereinbarung ergeben sich aus Ziffer 3 des beigefügten Preis- und Leistungsverzeichnis. Die Änderung von 
Entgelten während der Laufzeit des Depotvertrags bzw. der Rahmenvereinbarung erfolgt nach Maßgabe von Nr. 12 der beilie-
genden Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank. Das jeweils gültige Preis- und Leistungsverzeichnis kann der Kunde in 
den Geschäftsräumen der Bank einsehen. Auf Wunsch wird die Bank dieses dem Kunden aushändigen oder zusenden. 

Hinweise auf vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten 

Kapitalerträge aus Wertpapiergeschäften, die Sie über die Online-Brokerage-Plattform beauftragen, sind in der Regel steuer-
pflichtig. Dem Kunden wird im Hinblick auf die individuellen steuerlichen Auswirkungen einer über die Online-Brokerage-Plattform 
getätigten Kapitalanlage empfohlen, gegebenenfalls einen eigenen steuerlichen Berater zu konsultieren. 

Eigene Kosten (z. B. für Telefongespräche, Porti, Internet) hat der Kunde selbst zu tragen. 

Erfüllung der Rahmenvereinbarung und der damit verbundenen Dienstleistungen 

Auftragserteilung und Informationsabfrage über die Online-Brokerage-Plattform 

Die Bank erfüllt ihre Verpflichtungen aus der Rahmenvereinbarung durch den Betrieb beziehungsweise die Bereitstellung der 
über das Internet zugänglichen Online-Brokerage-Plattform. 

Erwerb und Veräußerung von Wertpapieren über die Online-Brokerage-Plattform 

Einzelne über die Online-Brokerage-Plattform getätigten Wertpapiergeschäfte werden wie folgt erfüllt: 

a. Kommissionsgeschäfte: Die Erfüllung erfolgt innerhalb der für den jeweiligen (Börsen-)Markt geltenden Erfüllungsfristen, sobald 
ein Ausführungsgeschäft zustande gekommen ist. Die gehandelten Wertpapiere werden dem Depot gutgeschrieben (Kauf) bzw. 
belastet (Verkauf); entsprechend wird der zu zahlende Betrag dem Verrechnungskonto des Depots belastet bzw. gutgeschrieben. 

b. Festpreisgeschäft: Soweit nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist, erfolgt die Erfüllung innerhalb der im inländischen 
Wertpapiergeschäft üblichen Fristen. Die gehandelten Wertpapiere werden dem Depot gutgeschrieben (Kauf) bzw. belastet (Ver-
kauf), der zu zahlende Betrag wird dem Verrechnungskonto des Depots entsprechend belastet bzw. gutgeschrieben. 

c. Zeichnung: Bei erfolgter Zuteilung werden die Wertpapiere dem Depot gutgeschrieben und der zu zahlende Betrag dem Ver-
rechnungskonto des Depots entsprechend belastet. 

Sofern bei einem über die Online-Brokerage-Plattform getätigten Wertpapiergeschäft ein Teil des Preises in einer Fremdwährung 
zu bezahlen ist, wird der Wechselkurs durch ein Verfahren ermittelt, bei dem die Marktgerechtigkeit des Wechselkurses sicherge-
stellt ist. Auf Anfrage ist die Bank bereit, Einzelheiten zum Wechselkurs zu erläutern. 

Einzelheiten der Erfüllung von Kommissions- und Festpreisgeschäften finden sich in den Anlagen zur Depoteröffnung bzw. zur 
Rahmenvereinbarung, insb. in den Nrn. 10 bis 12 der Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte. 

Vertragliche Kündigungsregeln 

Es gelten die in § 6 der Rahmenvereinbarung festgelegten Kündigungsregeln. Danach kann eine Kündigung der Rahmenverein-
barung von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist zum Ende eines Kalenderquartals durch 
Mitteilung in Textform erklärt werden. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt davon unberührt. 

Mindestlaufzeit 

Für die Rahmenvereinbarung wird keine Mindestlaufzeit vereinbart. 

Sonstige Rechte und Pflichten von Bank und Kunde 

Die Grundregeln für die gesamte Geschäftsverbindung zwischen Bank und Kunde sind in den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen der Bank beschrieben. Daneben gelten der Kundenstamm- bzw. Einzelkontovertrag, der Depotvertrag sowie die Son-
derbedingungen für Wertpapiergeschäfte i. V. m. den Ausführungsgrundsätzen der Bank, die Abweichungen oder Ergänzun-
gen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten. Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache zur 
Verfügung.
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Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 

Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 

Abschnitt 2 

Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 

1. die Identität und die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers; 
2. die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, sowie seine Telefonnummer und E-Mail-

Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer anbietet; 
3. einschlägige Kontaktangaben, die es dem Verbraucher ermöglichen, Beschwerden an den Unternehmer zu richten; 
4. das Register, in das der Unternehmer eingetragen ist, und die Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 

Register verwendete Kennung;  
5. den Namen, die Anschrift und die Website und etwaige andere Kontaktangaben der zuständigen Aufsichtsbehörde 

für die Zulassung der Tätigkeit des Unternehmers;  
6. eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung;  
7. den Gesamtpreis, den der Verbraucher dem Unternehmer für die Finanzdienstleistung schuldet, einschließlich aller 

damit verbundenen Provisionen, Gebühren und Abgaben sowie aller über den Unternehmer abgeführten Steuern; 
8. gegebenenfalls Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall, 
9. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm 

in Rechnung gestellt werden; 
10. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
11. wenn ökologische oder soziale Faktoren in die Anlagestrategie der Finanzdienstleistung eingebunden werden, 

Informationen über ökologische oder soziale Ziele, die mit der Finanzdienstleistung verfolgt werden; 
12. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 

Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

13. die Mindestlaufzeit des Vertrags; 
14. Angaben zum Recht der Parteien, den Vertrag vorzeitig oder einseitig aufgrund der Vertragsbedingungen zu kün-

digen, einschließlich aller Vertragsstrafen, die in einem solchen Fall auferlegt werden; 
15. praktische Hinweise und Verfahren zur Ausübung des Widerrufsrechts nach § 355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

darunter Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers oder Angaben zu anderen einschlägigen Kom-
munikationsmitteln für die Übermittlung der Widerrufserklärung und bei über eine Online-Benutzeroberfläche ge-
schlossenen Finanzdienstleistungsverträgen Informationen über das Bestehen und die Platzierung der Widerrufs-
funktion nach § 356a des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

16. Vertragsklauseln, die das auf den Vertrag anwendbare Recht oder das zuständige Gericht bestimmen; 
17. in welcher Sprache oder in welchen Sprachen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie über die Sprache oder die Sprachen, zu deren Benutzung sich der 
Unternehmer mit Zustimmung des Verbrauchers für die Kommunikation während der Laufzeit des Fernabsatzver-
trags verpflichtet; 

18. die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Un-
ternehmer unterworfen ist und die Voraussetzungen für diesen Zugang; 

19. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-
linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 

 

http://www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen
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Ende der Informationen zur Rahmenvereinbarung über die Nutzung des Direct Brokerage-Angebots für Wertpapiergeschäfte und 
zu den damit verbundenen Dienstleistungen. 

  

Abschnitt 3 

Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen 
zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absen-
dung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 

Ende der Widerrufsbelehrung 
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Informationen zum Depotvertrag 
 
Diese Informationen gelten bis auf Weiteres und stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 
 

Wesentliche Leistungsmerkmale 
 
Verwahrung 
Die Bank verwahrt im Rahmen des Depotvertrages unmittelbar oder mittelbar die Wertpapiere und Wertrechte des Kunden (im 
Folgenden zusammenfassend „Wertpapiere“). Ferner erbringt die Bank die in den Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte 
beschriebenen Dienstleistungen. 
 
Erwerb und Veräußerung von Wertpapieren 
Der Kunde kann Wertpapiere aller Art, insbesondere verzinsliche Wertpapiere, Aktien, Genussscheine, Investmentanteilsscheine, 
Zertifikate, Optionsscheine und sonstige Wertpapiere über die Bank erwerben oder veräußern: 
a) Durch Kommissionsgeschäft: Der Kunde erteilt der Bank von Fall zu Fall den Auftrag, für Rechnung des Kunden an einer 

Börse oder außerbörslich Wertpapiere zu kaufen oder zu verkaufen, und die Bank wird sich bemühen, für Rechnung des 
Kunden ein entsprechendes Ausführungsgeschäft zu tätigen. 

b) Durch Festpreisgeschäft: Für einzelne Geschäfte kann der Kunde mit der Bank unmittelbar einen Kauf/Verkauf zu einem 
festen Preis vereinbaren. 

c) Durch Zeichnung: Soweit im Rahmen einer Emission von der Bank angeboten, kann der Kunde neue Aktien oder sonstige 
zur Ausgabe angebotene Wertpapiere bei der Bank zeichnen. 

 
Die Einzelheiten zum Kauf und Verkauf von Wertpapieren über die Bank werden in Nr. 2 der Sonderbedingungen für Wertpapier-
geschäfte geregelt. 

 
Hinweis auf Risiken und Preisschwankungen von Wertpapieren 
Wertpapiergeschäfte sind wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge mit speziellen Risiken be-
haftet. Insbesondere sind folgende Risiken zu nennen: 
 

• Kursänderungsrisiko/Risiko rückläufiger Anteilspreise 

• Bonitätsrisiko (Ausfallrisiko bzw. Insolvenzrisiko) des Emittenten 

• Totalverlustrisiko 
 
Der Preis eines Wertpapiers unterliegt Schwankungen auf dem Finanzmarkt, auf die die Bank keinen Einfluss hat. Deshalb kann 
das Wertpapiergeschäft nicht widerrufen werden. 
 
In der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge (z.B. Zinsen, Dividenden) und erzielte Wertsteigerungen sind kein Indikator für künf-
tige Erträge oder Wertsteigerungen. Ausführliche Informationen enthält die Broschüre „Basisinformationen über die Vermögens-
anlage in Wertpapieren“. 
 

Preise 
Die aktuellen Preise für die Depotdienstleistungen der Bank ergeben sich aus dem jeweils gültigen Preis- und Leistungsverzeich-
nis. Die Änderung von Entgelten während der Laufzeit des Depotvertrages erfolgt nach Maßgabe von Nr. 12 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen. Das jeweils gültige Preis- und Leistungsverzeichnis kann der Kunde in den Geschäftsräumen der Bank 
einsehen. Auf Wunsch wird die Bank dieses dem Kunden zusenden. 
 

Hinweise auf vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten 
Einkünfte aus Wertpapieren sind in der Regel steuerpflichtig. Das Gleiche gilt für Gewinne aus dem Erwerb und der Veräußerung 
von Wertpapieren. Abhängig vom jeweils geltenden Steuerrecht (In- oder Ausland) können bei der Auszahlung von Erträgen oder 
Veräußerungserlösen Kapitalertrags- und / oder sonstige Steuern anfallen (z.B. Withholding Tax nach US-amerikanischem Steu-
errecht), die an die jeweilige Steuerbehörde abgeführt werden und daher den an den Kunden zu zahlenden Betrag mindern. Bei 
Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steuerbehörde bzw. seinen steuerlichen Berater wenden. Dies gilt ins-
besondere, wenn er im Ausland steuerpflichtig ist. Eigene Kosten (z.B. für Ferngespräche, Porti) hat der Kunde selbst zu tragen. 
 

Leistungsvorbehalt 
Keiner 

 
Zahlung und Erfüllung des Vertrages 
Verwahrung 
Die Bank erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem Depotvertrag durch Bereitstellung und Führung des Depots. 
Erwerb und Veräußerung von Wertpapieren 
Einzelne Wertpapiergeschäfte werden wie folgt erfüllt und bezahlt: 
 
a) Kommissionsgeschäfte: Innerhalb der für den jeweiligen (Börsen-) Markt geltenden Erfüllungsfristen, sobald ein Ausführungs-

geschäft zustande gekommen ist. Die gehandelten Wertpapiere werden dem Depot gutgeschrieben (Kauf) bzw. belastet 
(Verkauf); entsprechend wird der zu zahlende Betrag dem Verrechnungskonto belastet oder gutgeschrieben. 

b) Festpreisgeschäft: Soweit nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist, erfolgen die Lieferung der Wertpapiere und die 
Zahlung des geschuldeten Kaufpreises im Rahmen der für das jeweilige Wertpapier geltenden Erfüllungs-fristen. 

c) Zeichnung: Bei erfolgter Zuteilung werden die Wertpapiere dem Depot gutgeschrieben und der zu zahlende Betrag dem 
Verrechnungskonto belastet. 
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Die Einzelheiten der Erfüllung von Kommissions- und Festpreisgeschäften werden in Nr. 10 ff. der Sonderbedingungen für Wert-
papiergeschäfte geregelt. 

Mindestlaufzeit 
Für den Depotvertrag wird keine Mindestlaufzeit vereinbart. Bei Kündigung des Depotvertrages muss der Kunde die verwahrten 
Wertpapiere auf ein anderes Depot übertragen oder veräußern. 
 

Information zum Zustandekommen des Depotvertrages 
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes Angebot auf Abschluss des Depotvertrages ab, indem er die Eröffnung 
eines Depots beauftragt. Der Depotvertrag kommt zustande, wenn die Bank dem Kunden die Annahme des Vertrages durch 
Übermittlung der Depotnummer erklärt und diese dem Kunden zugeht. 
 

Widerrufsrecht 
Dem Kunden steht hinsichtlich des Abschlusses des Depotvertrages ein Widerrufsrecht zu. 
 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die empfangenen Leistungen unverzüglich und spätestens innerhalb von vierzehn Tagen 
ab Zugang der Widerrufserklärung zurückzugewähren. Der Kunde ist gegebenenfalls verpflichtet, Wertersatz für bis zum Widerruf 
bereits erbrachte Leistungen zu leisten, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür vorliegen. Besteht eine Verpflichtung 
zur Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu führen, dass der Kunde die bis zum Widerruf erbrachten Leistungen anteilig zu 
vergüten hat. Dem Kunden entstehen im Zusammenhang mit der Ausübung des Widerrufsrechts keine über die gesetzlichen 
Regelungen hinausgehenden Kosten. 
 
Der Kunde kann die auf Abschluss des Depotvertrages gerichtete Willenserklärung wie folgt widerrufen: 
 
 
 
 
 

Vertragliche Kündigungsregeln 

Für den Depotvertrag gelten die in Nr. 18 und 19 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen für den Kunden und die Bank 
festgelegten Kündigungsregeln. 
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Widerrufsbelehrung 
Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 

1. die Identität und die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers; 
2. die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, sowie seine Telefonnummer und E-Mail-

Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer anbietet; 
3. einschlägige Kontaktangaben, die es dem Verbraucher ermöglichen, Beschwerden an den Unternehmer zu richten; 
4. das Register, in das der Unternehmer eingetragen ist, und die Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 

Register verwendete Kennung;  
5. den Namen, die Anschrift und die Website und etwaige andere Kontaktangaben der zuständigen Aufsichtsbehörde 

für die Zulassung der Tätigkeit des Unternehmers;  
6. eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung;  
7. den Gesamtpreis, den der Verbraucher dem Unternehmer für die Finanzdienstleistung schuldet, einschließlich aller 

damit verbundenen Provisionen, Gebühren und Abgaben sowie aller über den Unternehmer abgeführten Steuern; 
8. gegebenenfalls Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall, 
9. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm 

in Rechnung gestellt werden; 
10. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
11. wenn ökologische oder soziale Faktoren in die Anlagestrategie der Finanzdienstleistung eingebunden werden, 

Informationen über ökologische oder soziale Ziele, die mit der Finanzdienstleistung verfolgt werden; 
12. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 

Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

13. die Mindestlaufzeit des Vertrags; 
14. Angaben zum Recht der Parteien, den Vertrag vorzeitig oder einseitig aufgrund der Vertragsbedingungen zu kün-

digen, einschließlich aller Vertragsstrafen, die in einem solchen Fall auferlegt werden; 
15. praktische Hinweise und Verfahren zur Ausübung des Widerrufsrechts nach § 355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

darunter Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers oder Angaben zu anderen einschlägigen Kom-
munikationsmitteln für die Übermittlung der Widerrufserklärung und bei über eine Online-Benutzeroberfläche ge-
schlossenen Finanzdienstleistungsverträgen Informationen über das Bestehen und die Platzierung der Widerrufs-
funktion nach § 356a des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

16. Vertragsklauseln, die das auf den Vertrag anwendbare Recht oder das zuständige Gericht bestimmen; 
17. in welcher Sprache oder in welchen Sprachen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie über die Sprache oder die Sprachen, zu deren Benutzung sich der 
Unternehmer mit Zustimmung des Verbrauchers für die Kommunikation während der Laufzeit des Fernabsatzver-
trags verpflichtet; 

18. die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Un-
ternehmer unterworfen ist und die Voraussetzungen für diesen Zugang; 

19. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-
linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 

Abschnitt 3 

Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen zur 
Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer 
Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 

Ende der Widerrufsbelehrung 

http://www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen
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Hinweis zur Widerrufbarkeit einzelner Wertpapiergeschäfte 

 
Im Hinblick auf einzelne Wertpapiergeschäfte ist Folgendes zu beachten: 
Es besteht grundsätzlich kein gesetzliches Widerrufsrecht bei Verträgen, welche die Erbringung von Finanzdienstleistungen zum 
Gegenstand haben, deren Preis von Schwankungen auf dem Finanzmarkt abhängt, auf die die Bank keinen Einfluss hat und die 
innerhalb der Widerrufsfrist auftreten können, insbesondere Dienstleistungen im Zusammenhang mit Aktien, Anteilen an offenen 
Investmentvermögen im Sinne von § 1 Abs. 4 Kapitalanlagegesetzbuch und mit anderen handelbaren Wertpapieren, Devisen, 
Derivaten oder Geldmarktinstrumenten. 
Ist der Käufer von Anteilen oder Aktien eines offenen Investmentvermögens durch mündliche Verhandlung außerhalb der ständi-
gen Geschäftsräume desjenigen, der die Anteile oder Aktien verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, dazu bestimmt worden, 
eine auf den Kauf gerichtete Willenserklärung abzugeben, besteht ausnahmsweise ein Widerrufsrecht nach § 305 KAGB. Über 
dieses Widerrufsrecht wird in der Durchschrift des Antrags auf Vertragsabschluss oder in der Kaufabrechnung belehrt.

Ende der Information zum Depotvertrag.
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Informationen zum Vermögensverwaltungsvertrag 
 

Wesentliche Leistungsmerkmale  
Mit dem Vermögensverwaltungsvertrag beauftragt der Kunde die Bank dessen Finanzinstrumente (Vermögenswerte oder Anla-
geinstrumente) gemäß den gemeinsam festgelegten Anlagerichtlinien nach eigenem Ermessen der Bank, ohne vorherige Einho-
lung von Weisungen zu verwalten. Die Bank kann alle Maßnahmen treffen, die ihr bei der Verwaltung der Vermögenswerte als 
zweckdienlich erscheint. Im Rahmen des Verwaltungsvertrages ist die Bank insbesondere berechtigt, in jeder Weise über die 
Vermögenswerte zu verfügen.  

Hierzu gehören insbesondere der An- und Verkauf von Vermögenswerten, die Konvertierung und der Umtausch von Wertpapie-
ren, die Zeichnung von Neuemissionen und öffentlichen oder nicht öffentlichen Erst- oder Zweitplatzierungen, die Ausübung und 
der An- und Verkauf von Bezugsrechten sowie der An- und Verkauf von Devisen und Gold. 

Der An- und Verkauf von Vermögenswerten kann an organisierten Märkten (in der Regel Börsen), multilateralen Handelssystemen 
und an organisierten Handelssystemen erfolgen („Handelsplätze“).  

Die Ausführungsgrundsätze der Bank sehen den Abschluss von Festpreisgeschäften zwischen dem Kunden und der Bank, die 
außerbörsliche Ausführung von Kommissionsgeschäften und die Ausführung von Geschäften in Anlageinstrumenten auch außer-
halb dieser Handelsplätze vor. 

Eine Aufnahme von Krediten durch die Bank sowie Wertpapierleihegeschäfte mit Vermögenswerten des Kunden sind nicht zu-
lässig, soweit dies nicht ausdrücklich schriftlich abweichend vereinbart wurde.  

Gestattet sind der Bank jedoch Überziehungen der Verrechnungskonten aufgrund unterschiedlicher Abwicklungsfristen von 
Transaktionen (sog. „Valutaüberschreitungen“). Leerverkäufe in Aktien, in öffentliche Schuldtitel oder in Credit Default Swaps auf 
öffentlichen Schuldtiteln sind nicht gestattet, soweit dies nicht ausdrücklich schriftlich abweichend vereinbart wurde. 

Der Auftrag umfasst keine Rechts- und Steuerberatung. Zu den Aufgaben der Bank gehört nicht die Ausübung von Stimmrechten 
aus Vermögenswerten (z. B. aus Aktien in Hauptversammlungen). 

Die Bank ist im Interesse des Kunden berechtigt, Kauf- und Verkaufsorder mehrerer Kunden zusammenzulegen und gebündelt 
auszuführen (sog. Blockorder), einschließlich der Ausführung innerhalb der definierten Handelsplätze. Der Zuteilung auf die ein-
zelnen Kundendepots wird – soweit die Ausführung zu mehr als einem Kurs erfolgt ist – ein nach dem gewichteten arithmetischen 
Mittel gebildeter Mischkurs zugrunde gelegt. Dies kann im Einzelfall im Vergleich zu einer Einzelorder zu einem nachteiligen 
Ausführungspreis für den einzelnen Kunden führen. Die Ausführung im Rahmen der Blockorder richtet sich nach den Ausfüh-
rungsgrundsätzen der Bank. 

Die Bank ist danach auch berechtigt, im Namen des Kunden mit sich im eigenen Namen Geschäfte abzuschließen. Dies ist 
beispielsweise bei Abschluss eines Festpreisgeschäfts zwischen Kunde und Bank in Bezug auf Wertpapiere oder Devisen sowie 
durch Erteilung eines Kommissionsauftrags im Namen des Kunden an die Bank der Fall. 

Die Bank wird quartalsweise jeweils zum Quartalsende einen Bericht über den Verlauf der Portfolioverwaltung mit einer Beurtei-
lung der Geeignetheit der Vermögensverwaltung für den Kunden nach den Vorschriften des Wertpapierhandelsgesetzes erstellen. 
Dieser Bericht beinhaltet auch eine Vermögensaufstellung zum Quartalsende. 

Über die einzelnen Transaktionen wird die Bank in gesondert übermittelten Abrechnungen informieren (siehe „Bereitstellung von 
Wertpapierabrechnungen und Kontoauszügen der Verrechnungskonten“). 

Die Bank wird in den Anlagerichtlinien oder im Rahmen des Rechenschaftsberichts einen Bezug zur Wertentwicklung einer Ori-
entierungsgröße (Benchmark) herstellen. Dies erfolgt rein informatorisch zum Zwecke der Berichterstattung. Eine Aussage über 
die Wahrscheinlichkeit des Erreichens einer solchen Orientierungsgröße oder eine Zusage oder Garantie bezüglich der Wertent-
wicklung der verwalteten Vermögenswerte trifft oder übernimmt die Bank indes nicht. 

Preise  
Die Vergütung wird im Vermögensverwaltungsvertrag festgelegt und auf Basis des durchschnittlich verfügbaren Vermögens der 
Vermögensverwaltung berechnet. Zur Berechnung des durchschnittlich verfügbaren Vermögens wird der Vermögenswert des 
Portfolios zu Beginn des Betrachtungszeitraums (31. März, 30. Juni, 30.September und am Ende eines jeden Jahres) herange-
zogen. Dabei werden Einlagen und Entnahmen während des Abrechnungszeitraums mit einer werktaggenauen Gewichtung 
(Steuerzahlungen und Rückerstattungen tragen ebenfalls zur Veränderung des durchschnittlichen verfügbaren Kapitals/Vermö-
gens bei) berücksichtigt. 

Die Vergütung wird quartalsweise für die Vermögensverwaltung ermittelt und errechnet sich aus den verwalteten Vermögenswer-
ten sowie Guthaben auf den Konten (Kontokorrentkonten), die bei der Bank im Rahmen des Vermögensverwaltungsvertrags 
geführt werden, jeweils zum 31. März, 30. Juni, 30. September und am Ende eines jeden Jahres. Die Gebührenberechnung für 
die Vermögensverwaltung beginnt mit Vertragsbeginn. 

Besteht die Vermögensverwaltung nicht für den vollen Abrechnungszeitraum, so wird das Entgelt entsprechend der Laufzeit an-
teilig berechnet.  

Dieser Betrag, für den mehrere Auftraggeber gesamtschuldnerisch haften, ist in vierteljährlichen Raten am letzten Bankarbeitstag 
eines Quartals zur Zahlung fällig und berechnet sich aus der durchschnittlichen Summe des Vermögens. 

Da sämtliche Leistungen aus dem Vermögensverwaltungsvertrag mit einer Pauschalvergütung abgegolten werden, gilt ein Anteil 
der Transaktionskosten (Kosten für An- und Verkauf von Finanzinstrumenten) am Vermögensverwaltungsentgelt in Höhe von 
50% als vereinbart.  

Die Bank behält sich vor, den Höchstanteil von 50% der vereinbarten Pauschalvergütung für Transaktionskosten aufgrund von 
Änderungen der statistischen Durchschnittswerte und auf Grund von Änderungen der Gesetzeslage, der Verwaltungsauffassung 
der Finanzverwaltung oder der Finanzgerichtsbarkeit anzupassen. 

Bei in Deutschland steueransässigen Rechtspersönlichkeiten (soweit steuerlich möglich) wird der Transaktionsanteil in Höhe von 
bis zu 50 % der All-in-Fee in den Verlustverrechnungstopf eingestellt. Die Bank übernimmt keine Gewähr dafür, dass der Kunde 
den Transaktionsanteil in voller Höhe steuerlich geltend machen kann bzw. die Bank einen Betrag in Höhe des Transaktionsanteils 
in den Verlustverrechnungstopf beim Kunden einstellen darf.   



22 

 

Folgende Leistungen sind mit der vereinbarten Vergütung abgegolten: 

• Konto- und Depotführung 

• Fremdwährungskonten (Einrichtung und Kontoführung) 

• An- und Verkauf von Finanzinstrumenten (mit Ausnahme möglich anfallender fremder Spesen; siehe unter Hinweis 
auf vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten) 

• Porto- und Auszugsgebühren 

• Steuerbescheinigung 

• Kapitalveränderungs- und Verlosungsmitteilungen 

• Abwicklung von Umtausch-, Abfindungs- und Rückkaufsangeboten (mit Ausnahme der anfallenden fremden Spesen) 

• Informationen über Hauptversammlungen 

• Limit Gebühren 

• Quartalsreporting 

Der Kunde ermächtigt die Bank bis auf Widerruf, die Vermögensverwaltungsvergütung zu den jeweils vorbenannten Stichtagen 
von dem vereinbarten Wertpapierverrechnungskonto per Lastschriftverfahren einzuziehen.  

Hinweis auf vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten 
Kursgewinne und Zinserträge unterliegen der Einkommensteuer. Sie sind steuerlich in dem Kalenderjahr zu erfassen, in dem sie 
dem steuerpflichtigen Kunden zugeflossen sind. Bei Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steuerbehörde bzw. 
seinen steuerlichen Berater wenden. Dies gilt insbesondere, wenn er im Ausland steuerpflichtig ist. Eigene Kosten (z.B. für Fern-
gespräche, Porti) hat der Kunde selbst zu tragen. 

Zusätzlich werden dem Kunden im Rahmen von Kommissionsgeschäften fremde Kosten und Auslagen (hierzu zählen insbeson-
dere Preise aus den Ausführungsgeschäften, Steuern, Courtagen, Transaktions- und Handelsentgelte der Börsen sowie Broker-
kosten und Liefergebühren für Aufträge an ausländischen Börsen) separat aufgeschlüsselt und belastet. Die Höhe der fremden 
Kosten und Auslagen ist insbesondere abhängig von dem jeweiligen Ausführungsplatz, der Wertpapierart sowie dem Kurswert 
der Ausführung. Die Kosten können pro Auftragsart (Kauf/Verkauf) in unterschiedlicher Höhe anfallen. In der Finanzportfoliover-
waltung unterliegen auch fremde Kosten und Auslagen der gesetzlichen Mehrwertsteuer. Die Bank stellt dem Kunden bei Ab-
schluss von Festpreisgeschäften über Wertpapiere (z. B. Investmentfonds) den vereinbarten Festpreis (Kauf-/Verkaufspreis) der 
Wertpapiere und etwa anfallende Steuern in Rechnung. Soweit bei der Ausführung von Festpreisgeschäften über Wertpapiere 
zusätzliche Kosten bzw. Gebühren anfallen, sind diese dem jeweils gültigen Preis- und Leistungsverzeichnis zu entnehmen. Die 
Bank wird dem Kunden solche Kosten bzw. Gebühren separat aufgeschlüsselt in der jeweiligen Wertpapierabrechnung auswei-
sen. 

Hinweis auf Risiken und Preisschwankungen von Wertpapieren 
Aus dem Vermögensverwaltungsvertrag ergeben sich in Folge der vertraglichen Gestaltung als Rahmenvereinbarung unmittelbar 
keine Risiken. Die von der Bank im Rahmen der Vermögensverwaltung getätigten Wertpapiergeschäfte bzw. Investments können 
hingegen wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge mit besonderen Risiken behaftet sein. Der 
Preis/Wert eines Wertpapiers bzw. Investments unterliegt Schwankungen auf dem Finanzmarkt, auf die die Bank keinen Einfluss 
hat. In der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge (z. B. Zinsen, Dividenden) und erzielte Wertsteigerungen sind kein Indikator für 
künftige Erträge oder Wertsteigerungen. 

Leistungsvorbehalt 
Keiner 

Zahlung und Erfüllung des Vertrages 
Vermögensverwaltung  

Mit Abschluss des Vermögensverwaltungsvertrages mit-samt der Unterzeichnung der Erklärung zum Beginn der Vermögensver-
waltung vor Ablauf der Widerrufsfrist und Zurverfügungstellung des zu verwaltenden Vermögens wird die Bank die Vermögens-
verwaltung beginnen. Bezüglich der Zahlung verweisen wir auf die obenstehenden Angaben unter dem Punkt „Preise“.  

Verwahrung 

Die Bank erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem Depotvertrag durch Bereitstellung und Führung des Depots. 

Erwerb und Veräußerung von Wertpapieren 

Einzelne Wertpapiergeschäfte werden wie folgt erfüllt und bezahlt: 

a) Kommissionsgeschäfte: Innerhalb der für den jeweiligen (Börsen-) Markt geltenden Erfüllungsfristen, sobald ein Ausführungs-
geschäft zustande gekommen ist. Die gehandelten Wertpapiere werden dem Depot gutgeschrieben (Kauf) bzw. belastet (Ver-
kauf); entsprechend wird der zu zahlende Betrag dem Verrechnungskonto belastet oder gutgeschrieben. 

b) Festpreisgeschäft: Soweit nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist, erfolgen die Lieferung der Wertpapiere und die 
Zahlung des geschuldeten Kaufpreises im Rahmen der für das jeweilige Wertpapier geltenden Erfüllungsfristen. 

c) Zeichnung: Bei erfolgter Zuteilung werden die Wertpapiere dem Depot gutgeschrieben und der zu zahlende Betrag dem Ver-
rechnungskonto belastet. 

Die Einzelheiten der Erfüllung von Kommissions- und Festpreisgeschäften werden in Nr. 10 ff. der Sonderbedingungen für Wert-
papiergeschäfte geregelt. 

Kontoführung 

Zu einem Wertpapierdepot wird ein Verrechnungskonto benötigt, um die Verrechnung der Gutschriften und Belastungen aus dem 
Depot zu gewährleisten. Die Bank erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem Kontovertrag durch Verbuchung der Gutschriften und 
Belastungen (z.B. aus Überweisungen, Lastschriften, Ein- und Auszahlungen, Bankentgelten) auf dem in laufender Rechnung 
geführten Verrechnungskonto (Kontokorrentkonto). Beim Kontokorrentkonto werden die jeweiligen Buchungspositionen zum 
Ende der vereinbarten Rechnungsperiode – in der Regel zum Ende des Kalenderquartals – miteinander verrechnet und das 
Ergebnis (Saldo) dem Kunden als Rechnungsabschluss mitgeteilt. Alle von der Bank vorgenommenen Buchungen werden auf 
dem Kontoauszug mit Angabe des Buchungsdatums, des Betrages, einer kurzen Erläuterung über die Art des Geschäftes sowie 
der Valuta (Wertstellung) aufgelistet. Kontoauszüge werden in der jeweils vereinbarten Form (elektronischer Posteingang, Post-
versand) übermittelt.  
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Einzahlungen/Zahlungseingänge 

Eingezahlte Geldbeträge und Zahlungseingänge schreibt die Bank dem Konto gut. 

Auszahlung 

Die Bank erfüllt eine Auszahlungsverpflichtung grundsätzlich per Überweisung. 

Bei einer institutsinternen Überweisung ist diese mit Gutschrift auf dem Konto des Begünstigten und Übermittlung der Angaben 
zur Person des Überweisenden und des angegebenen Verwendungszwecks erfüllt. Bei einer institutsübergreifenden Überwei-
sung ist diese mit Gutschrift auf dem Konto des Kreditinstituts des Begünstigten und Übermittlung der Angaben zur Person des 
Überweisenden und des angegebenen Verwendungszwecks erfüllt. Die weiteren Einzelheiten ergeben sich aus den „Sonderbe-
dingungen für den Überweisungsverkehr“. 

 

Vertragliche Kündigungsregeln 

Für den Vermögensverwaltungsvertrag gelten die in Nr. 18 und 19 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen für den Kunden 
und die Bank festgelegten Kündigungsregeln. 

Sämtliche Leistungen des Vermögensverwaltungsvertrages werden mit Wirksamwerden der Kündigung eingestellt, insbeson-
dere auch die Sonderunterrichtung über etwaige erhebliche Wertverluste (siehe oben) sowie Anlageentscheidungen durch die 
Bank.  

Die Bank wird nur noch Aufträge des Kunden zur Übertragung seiner Wertpapiere auf ein anderes Depot oder seine Aufträge, 
Wertpapiere für ihn zu verkaufen (im Rahmen dieser Vollmacht) ausführen.  

Nach dem vollständigen Übertrag oder Verkauf der Wertpapiere/Kontoguthaben wird die Bank das Depot/Konto schließen.  

Zum Zeitpunkt der Kündigung schwebende Geschäfte werden von der Kündigung nicht berührt. Diese sind unverzüglich ab-
zuwickeln. 

Mindestlaufzeit 
Für den Vermögensverwaltungsvertrag wird keine Mindestlaufzeit vereinbart. 

Information zum Zustandekommen des Vermögensverwaltungsvertrages 
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihm bindendes Angebot auf Abschluss des Vertrages ab, indem er das ausgefüllte und 
unterzeichnete Formular für den Antrag auf Vertragsabschluss an die Bank übermittelt und dieses ihr zugeht. Der Vertrag kommt 
zustande, wenn die Bank - gegebenenfalls nach der erforderlichen Identitätsprüfung des Kunden – die Annahme des Vertrages 
vornimmt. Der Kunde verzichtet auf den Zugang der Annahmeerklärung der Bank. 



24 

 

  

Widerrufsbelehrung 
Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 

1. die Identität und die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers; 
2. die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, sowie seine Telefonnummer und E-Mail-

Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer anbietet; 
3. einschlägige Kontaktangaben, die es dem Verbraucher ermöglichen, Beschwerden an den Unternehmer zu richten; 
4. das Register, in das der Unternehmer eingetragen ist, und die Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 

Register verwendete Kennung;  
5. den Namen, die Anschrift und die Website und etwaige andere Kontaktangaben der zuständigen Aufsichtsbehörde 

für die Zulassung der Tätigkeit des Unternehmers;  
6. eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung;  
7. den Gesamtpreis, den der Verbraucher dem Unternehmer für die Finanzdienstleistung schuldet, einschließlich aller 

damit verbundenen Provisionen, Gebühren und Abgaben sowie aller über den Unternehmer abgeführten Steuern; 
8. gegebenenfalls Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall, 
9. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm 

in Rechnung gestellt werden; 
10. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
11. wenn ökologische oder soziale Faktoren in die Anlagestrategie der Finanzdienstleistung eingebunden werden, 

Informationen über ökologische oder soziale Ziele, die mit der Finanzdienstleistung verfolgt werden; 
12. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 

Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

13. die Mindestlaufzeit des Vertrags; 
14. Angaben zum Recht der Parteien, den Vertrag vorzeitig oder einseitig aufgrund der Vertragsbedingungen zu kün-

digen, einschließlich aller Vertragsstrafen, die in einem solchen Fall auferlegt werden; 
15. praktische Hinweise und Verfahren zur Ausübung des Widerrufsrechts nach § 355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

darunter Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers oder Angaben zu anderen einschlägigen Kom-
munikationsmitteln für die Übermittlung der Widerrufserklärung und bei über eine Online-Benutzeroberfläche ge-
schlossenen Finanzdienstleistungsverträgen Informationen über das Bestehen und die Platzierung der Widerrufs-
funktion nach § 356a des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

16. Vertragsklauseln, die das auf den Vertrag anwendbare Recht oder das zuständige Gericht bestimmen; 
17. in welcher Sprache oder in welchen Sprachen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie über die Sprache oder die Sprachen, zu deren Benutzung sich der 
Unternehmer mit Zustimmung des Verbrauchers für die Kommunikation während der Laufzeit des Fernabsatzver-
trags verpflichtet; 

18. die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Un-
ternehmer unterworfen ist und die Voraussetzungen für diesen Zugang; 

19. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-
linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 

Abschnitt 3 
Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen zur 
Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer 
Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 
Ende der Widerrufsbelehrung 

http://www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen
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Hinweis zur Widerrufbarkeit einzelner Wertpapiergeschäfte 

Im Hinblick auf einzelne Wertpapiergeschäfte ist Folgendes zu beachten: 

Es besteht grundsätzlich kein gesetzliches Widerrufsrecht bei Verträgen, welche die Erbringung von Finanzdienstleistungen zum 
Gegenstand haben, deren Preis von Schwankungen auf dem Finanzmarkt abhängt, auf die die Bank keinen Einfluss hat und die 
innerhalb der Widerrufsfrist auftreten können, insbesondere Dienstleistungen im Zusammenhang mit Aktien, Anteilen an offenen 
Investmentvermögen im Sinne von § 1 Abs. 4 Kapitalanlagegesetzbuch und mit anderen handelbaren Wertpapieren, Devisen, 
Derivaten oder Geldmarktinstrumenten. 

Ist der Käufer von Anteilen oder Aktien eines offenen Investmentvermögens durch mündliche Verhandlung außerhalb der ständi-
gen Geschäftsräume desjenigen, der die Anteile oder Aktien verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, dazu bestimmt worden, 
eine auf den Kauf gerichtete Willenserklärung abzugeben, besteht ausnahmsweise ein Widerrufsrecht nach § 305 KAGB. Über 
dieses Widerrufsrecht wird in der Durchschrift des Antrags auf Vertragsabschluss oder in der Kaufabrechnung belehrt. 

Ende der Information zum Vermögensverwaltungsvertrag.  
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Informationen zum Tagesgeldkonto 
Ein Tagesgeldkonto (auch: Tagesgeld) ist eine Sichteinlage mit variabler Verzinsung, bei der Einzahlungen und Verfügungen 
täglich möglich sind. Die variable Verzinsung wird den veränderten Marktverhältnissen oder einer veränderten Orientierungsgröße 
angepasst. 

Unabhängig von der Entwicklung des Geld- und Kapitalmarktes weist das eingezahlte Kapital durch die Zinsen stets eine positive 
Entwicklung auf. 

Die Kontoführung ist unentgeltlich. 

Die Zinserträge unterliegen der Kapitalertragsteuer (Abgeltungsteuer), dem Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls der Kirchen-
steuer. Bei Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steuerbehörde oder seinen steuerlichen Berater wenden. Es 
gibt keinen Leistungsvorbehalt, es sei denn, dieser ist ausdrücklich vereinbart. 

Die Zinsgutschrift erfolgt Die Gutschrift der Zinsen erfolgt jährlich zum 31.12. 

Eine Kündigungsfrist ist nicht vereinbart. Es besteht keine Mindestlaufzeit. 

Die Bank erwirbt als Sicherheit für ihre Forderungen ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen, an denen eine inländische 
Geschäftsstelle Besitz erlangt oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kun-
den gegen die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden. Das Pfandrecht dient 
der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden zustehen. Für den ge-
samten Geschäftsverkehr gelten ergänzend die beiliegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank. 

Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 

Information über das Zustandekommen des Vertrags 
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes Angebot auf Abschluss des Tagesgeldkontovertrages ab, indem er die 
Eröffnung eines Tagesgeldkontos beauftragt. 

Der Tagesgeldkontovertrag kommt zustande, wenn die Bank dem Kunden die Annahme des Vertrages durch Verbuchung der 
ersten Gutschrift auf dem Tagesgeldkonto erklärt. 
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Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 
 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 

1. die Identität und die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers; 
2. die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, sowie seine Telefonnummer und E-Mail-

Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer anbietet; 
3. einschlägige Kontaktangaben, die es dem Verbraucher ermöglichen, Beschwerden an den Unternehmer zu richten; 
4. das Register, in das der Unternehmer eingetragen ist, und die Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 

Register verwendete Kennung;  
5. den Namen, die Anschrift und die Website und etwaige andere Kontaktangaben der zuständigen Aufsichtsbehörde 

für die Zulassung der Tätigkeit des Unternehmers;  
6. eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung;  
7. den Gesamtpreis, den der Verbraucher dem Unternehmer für die Finanzdienstleistung schuldet, einschließlich aller 

damit verbundenen Provisionen, Gebühren und Abgaben sowie aller über den Unternehmer abgeführten Steuern; 
8. gegebenenfalls Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall; 
9. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm 

in Rechnung gestellt werden; 
10. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
11. wenn ökologische oder soziale Faktoren in die Anlagestrategie der Finanzdienstleistung eingebunden werden, 

Informationen über ökologische oder soziale Ziele, die mit der Finanzdienstleistung verfolgt werden; 
12. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 

Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

13. die Mindestlaufzeit des Vertrags; 
14. Angaben zum Recht der Parteien, den Vertrag vorzeitig oder einseitig aufgrund der Vertragsbedingungen zu kün-

digen, einschließlich aller Vertragsstrafen, die in einem solchen Fall auferlegt werden; 
15. praktische Hinweise und Verfahren zur Ausübung des Widerrufsrechts nach § 355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

darunter Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers oder Angaben zu anderen einschlägigen Kom-
munikationsmitteln für die Übermittlung der Widerrufserklärung und bei über eine Online-Benutzeroberfläche ge-
schlossenen Finanzdienstleistungsverträgen Informationen über das Bestehen und die Platzierung der Widerrufs-
funktion nach § 356a des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

16. Vertragsklauseln, die das auf den Vertrag anwendbare Recht oder das zuständige Gericht bestimmen; 
17. in welcher Sprache oder in welchen Sprachen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie über die Sprache oder die Sprachen, zu deren Benutzung sich der 
Unternehmer mit Zustimmung des Verbrauchers für die Kommunikation während der Laufzeit des Fernabsatzver-
trags verpflichtet; 

18. die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Un-
ternehmer unterworfen ist und die Voraussetzungen für diesen Zugang; 

19. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-
linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 

 

http://www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen
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Ende der Information zum Tagesgeldkonto.  

Abschnitt 3 

Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen 
zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absen-
dung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 

Ende der Widerrufsbelehrung 
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Informationen zum Festgeldkonto 

Bei dem Produkt handelt es sich um ein Festgeldkonto, bei dem ein fester Zinssatz für die vereinbarte Laufzeit gewährt wird. Der 
Anlagebetrag wird zu Vertragsbeginn vereinbart und eingezahlt. Verfügungen und Zuzahlungen sind während des laufenden 
Anlagezeitraumes ausgeschlossen. 

Die Kontoführung ist unentgeltlich. 

Die Zinserträge unterliegen der Kapitalertragsteuer (Abgeltungsteuer), dem Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls der Kirchen-
steuer. Bei Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steuerbehörde oder seinen steuerlichen Berater wenden. Es 
gibt keinen Leistungsvorbehalt, es sei denn, dieser ist ausdrücklich vereinbart. Die Zinsgutschrift erfolgt am Ende des Anlagezeit-
raums.  

Ist der Anlagezeitraum länger als ein Jahr, erfolgt die Zinsgutschrift darüber hinaus jeweils nach Ablauf eines Anlagejahres. 

Der Vertrag ist nicht kündbar, sondern endet mit der vereinbarten Laufzeit. Sieht der Vertrag eine Prolongationsmöglichkeit vor, 
wird die Anlage zu dem dann geltenden Zinssatz um den gleichen Anlagezeitraum verlängert, sofern vorher keine andere Weisung 
erteilt wurde. 

Die Mindestlaufzeit für den Festgeldkontovertrag entspricht der vereinbarten Laufzeit der Festgeldanlage. 

Die Bank erwirbt als Sicherheit für ihre Forderungen ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen, an denen eine inländische 
Geschäftsstelle Besitz erlangt oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kun-
den gegen die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden. Das Pfandrecht dient 
der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden zustehen. Für den ge-
samten Geschäftsverkehr gelten ergänzend die beiliegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank. 

Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 

Information zum Zustandekommen des Vertrags 

Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes Angebot auf Abschluss des Festgeldkontovertrages ab, indem er die 
Eröffnung eines Festgeldkontos beauftragt. Der Festgeldkontovertrag kommt zustande, wenn die Bank dem Kunden die Annahme 
des Vertrages durch Verbuchung der Einzahlung auf dem Festgeldkonto erklärt.
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Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 
 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 
 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 

1. die Identität und die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers; 
2. die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, sowie seine Telefonnummer und E-Mail-

Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer anbietet; 
3. einschlägige Kontaktangaben, die es dem Verbraucher ermöglichen, Beschwerden an den Unternehmer zu richten; 
4. das Register, in das der Unternehmer eingetragen ist, und die Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 

Register verwendete Kennung;  
5. den Namen, die Anschrift und die Website und etwaige andere Kontaktangaben der zuständigen Aufsichtsbehörde 

für die Zulassung der Tätigkeit des Unternehmers;  
6. eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung;  
7. den Gesamtpreis, den der Verbraucher dem Unternehmer für die Finanzdienstleistung schuldet, einschließlich aller 

damit verbundenen Provisionen, Gebühren und Abgaben sowie aller über den Unternehmer abgeführten Steuern; 
8. gegebenenfalls Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall; 
9. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm 

in Rechnung gestellt werden; 
10. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
11. wenn ökologische oder soziale Faktoren in die Anlagestrategie der Finanzdienstleistung eingebunden werden, 

Informationen über ökologische oder soziale Ziele, die mit der Finanzdienstleistung verfolgt werden; 
12. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 

Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

13. die Mindestlaufzeit des Vertrags; 
14. Angaben zum Recht der Parteien, den Vertrag vorzeitig oder einseitig aufgrund der Vertragsbedingungen zu kün-

digen, einschließlich aller Vertragsstrafen, die in einem solchen Fall auferlegt werden; 
15. praktische Hinweise und Verfahren zur Ausübung des Widerrufsrechts nach § 355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

darunter Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers oder Angaben zu anderen einschlägigen Kom-
munikationsmitteln für die Übermittlung der Widerrufserklärung und bei über eine Online-Benutzeroberfläche ge-
schlossenen Finanzdienstleistungsverträgen Informationen über das Bestehen und die Platzierung der Widerrufs-
funktion nach § 356a des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

16. Vertragsklauseln, die das auf den Vertrag anwendbare Recht oder das zuständige Gericht bestimmen; 
17. in welcher Sprache oder in welchen Sprachen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie über die Sprache oder die Sprachen, zu deren Benutzung sich der 
Unternehmer mit Zustimmung des Verbrauchers für die Kommunikation während der Laufzeit des Fernabsatzver-
trags verpflichtet; 

18. die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Un-
ternehmer unterworfen ist und die Voraussetzungen für diesen Zugang; 

19. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-
linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 
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Ende der Informationen zum Festgeldkonto 

 

 

 

 

 

 

  

Abschnitt 3 

Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen 
zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absen-
dung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 

Ende der Widerrufsbelehrung 
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Informationen zum Sparkonto 

Bei dem Produkt handelt es sich um eine Spareinlage mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten. Einzahlungen sind jederzeit 
und in beliebiger Höhe möglich. Die Verzinsung ist variabel und wird den veränderten Marktverhältnissen angepasst. Verfügungen 
sind nach Maßgabe der Sonderbedingungen für den Sparverkehr möglich. Die Kontoführung ist unentgeltlich.  

Die Zinserträge unterliegen der Kapitalertragsteuer (Abgeltungsteuer), dem Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls der Kirchen-
steuer. Bei Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steuerbehörde oder seinen steuerlichen Berater wenden. Es 
gibt keinen Leistungsvorbehalt, es sei denn, dieser ist ausdrücklich vereinbart. Gemäß Nr. 3 Abs. 3 und Nr. 4 der Sonderbedin-
gungen für den Sparverkehr werden die Zinsen am Jahresende gutgeschrieben. Nach Einzahlung des Guthabens besteht eine 
Mindestlaufzeit von drei Monaten. 

Die Bank erwirbt als Sicherheit für ihre Forderungen ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen, an denen eine inländische 
Geschäftsstelle Besitz erlangt oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kun-
den gegen die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden. Das Pfandrecht dient 
der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden zustehen. Für den ge-
samten Geschäftsverkehr gelten ergänzend die beiliegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank. Daneben gelten 
die beiliegen-den Sonderbedingungen, die Abweichungen oder Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
enthalten. 

Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 

Information zum Zustandekommen des Sparkontovertrags 
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes Angebot auf Abschluss des Sparkontovertrages ab, indem er die Eröffnung 
eines Sparkontos beauftragt. Der Sparkontovertrag kommt zustande, wenn die Bank dem Kunden die Annahme des Vertrages 
durch Verbuchung der ersten Gutschrift auf dem Sparkonto erklärt.
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Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 
 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 

20. die Identität und die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers; 
21. die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, sowie seine Telefonnummer und E-Mail-

Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer anbietet; 
22. einschlägige Kontaktangaben, die es dem Verbraucher ermöglichen, Beschwerden an den Unternehmer zu richten; 
23. das Register, in das der Unternehmer eingetragen ist, und die Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 

Register verwendete Kennung;  
24. den Namen, die Anschrift und die Website und etwaige andere Kontaktangaben der zuständigen Aufsichtsbehörde 

für die Zulassung der Tätigkeit des Unternehmers;  
25. eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung;  
26. den Gesamtpreis, den der Verbraucher dem Unternehmer für die Finanzdienstleistung schuldet, einschließlich aller 

damit verbundenen Provisionen, Gebühren und Abgaben sowie aller über den Unternehmer abgeführten Steuern; 
27. gegebenenfalls Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall; 
28. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von ihm 

in Rechnung gestellt werden; 
29. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
30. wenn ökologische oder soziale Faktoren in die Anlagestrategie der Finanzdienstleistung eingebunden werden, 

Informationen über ökologische oder soziale Ziele, die mit der Finanzdienstleistung verfolgt werden; 
31. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 

Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

32. die Mindestlaufzeit des Vertrags; 
33. Angaben zum Recht der Parteien, den Vertrag vorzeitig oder einseitig aufgrund der Vertragsbedingungen zu kün-

digen, einschließlich aller Vertragsstrafen, die in einem solchen Fall auferlegt werden; 
34. praktische Hinweise und Verfahren zur Ausübung des Widerrufsrechts nach § 355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

darunter Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers oder Angaben zu anderen einschlägigen Kom-
munikationsmitteln für die Übermittlung der Widerrufserklärung und bei über eine Online-Benutzeroberfläche ge-
schlossenen Finanzdienstleistungsverträgen Informationen über das Bestehen und die Platzierung der Widerrufs-
funktion nach § 356a des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

35. Vertragsklauseln, die das auf den Vertrag anwendbare Recht oder das zuständige Gericht bestimmen; 
36. in welcher Sprache oder in welchen Sprachen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie über die Sprache oder die Sprachen, zu deren Benutzung sich der 
Unternehmer mit Zustimmung des Verbrauchers für die Kommunikation während der Laufzeit des Fernabsatzver-
trags verpflichtet; 

37. die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Un-
ternehmer unterworfen ist und die Voraussetzungen für diesen Zugang; 

38. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-
linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 
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Ende der Informationen zum Sparkonto. 

 

 

  

Abschnitt 3 

Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen 
zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absen-
dung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 

Ende der Widerrufsbelehrung 
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Informationen zum Girokonto 
 

Die aktuellen Preise für die Dienstleistungen der Bank ergeben sich aus aus Kapitel 1 und 2  des als Anlage beigefügten Preis- 
und Leistungsverzeichnisses. Die Änderung von Zinsen und Entgelten während der Laufzeit des Girovertrags erfolgt nach Maß-
gabe von Nr. 12 der AGB. Soweit im Rahmen der Kontoführung Guthabenzinsen anfallen, sind diese Einkünfte steuerpflichtig. 
Bei Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steuerbehörde bzw. seinen steuerlichen Berater wenden. Es gibt 
keinen Leistungsvorbehalt, es sei denn, dieser ist ausdrücklich vereinbart. 

Die anfallenden Entgelte und Zinsen werden auf dem Girokonto wie folgt belastet: 

Monatliches Kontoführungsentgelt zum Quartalsende, 
Transaktionsbezogene Einzelentgelte nach Ausführung der Transaktion, 
Zinsen zum Quartalsende. 

Die Bank erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem Girovertrag durch Verbuchung der Gutschriften und Belastungen auf Basis der zu-
grunde liegenden Aufträge und Weisungen (z. B. aus Überweisungen, Lastschriften, Bargeldeinzahlungen und Bargeldauszahlun-
gen, Bankentgelte) auf dem in laufender Rechnung geführten Konto. Dabei werden die jeweiligen Buchungspositionen zum Ende 
der vereinbarten Rechnungsperiode – in der Regel zum Ende des Kalenderquartals – miteinander verrechnet und das Ergebnis 
(Saldo) dem Kunden als Rechnungsabschluss mitgeteilt. Alle von der Bank vorgenommenen Buchungen werden auf dem Konto-
auszug mit Angabe des Buchungsdatums, des Betrags, einer kurzen Erläuterung über die Art des Geschäftes sowie der Valuta 
(Wertstellung) aufgelistet. Kontoauszüge werden in der jeweils vereinbarten Form (z. B. Postversand, elektronisches Postfach) 
übermittelt.  

 

Information zum Zustandekommen des Vertrages 
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes Angebot auf Abschluss des Vertrages ab, indem er die Eröffnung eines 
Girokontos beauftragt Der Girokontovertrag kommt zustande, wenn die Bank dem Kunden die Annahme des Vertrages durch 
Mitteilung der Kontonummer erklärt. 
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Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 
 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 
 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 
 

Allgemeine Angaben 

1. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 
Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

2. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
3. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Zahlungsdienstleister abgeführt oder 

von ihm in Rechnung gestellt werden; 
4. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-

linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 

Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten: 

5. zum Zahlungsdienstleister 
a) den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Hauptverwaltung sowie alle anderen Anschriften 

einschließlich E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem Zahlungsdienstleister von Belang 
sind; 

b) die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbehörden und das bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht geführte Register oder jedes andere relevante öffentliche Register, in 
das der Zahlungsdienstleister als zugelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder eine 
gleichwertige in diesem Register verwendete Kennung; 

6. zur Nutzung des Zahlungsdienstes 
a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu erbringenden Zahlungsdienstes; 
b) Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungsgemäße Auslösung oder Ausführung eines 

Zahlungsauftrags erforderlich sind; 
c) die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zahlungsauftrags oder zur Ausführung eines 

Zahlungsvorgangs und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 675j 
und 675p des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

d) den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n 
Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) einen vom Zahlungsdienstleister festgelegten Zeitpunkt nahe am Ende eines Geschäftstags, bei des-
sen Ablauf ein nach diesem Zeitpunkt zugegangener Zahlungsauftrag des Verbrauchers als am darauf 
folgenden Geschäftstag zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 Satz 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zahlungsdienste; 
g) einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen für die Nutzung eines Zahlungsinstruments 

(wie beispielsweise eine Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
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h) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, zwei oder mehrere unterschiedliche Zahlungsmarken 
auf seinem kartengebundenen Zahlungsinstrument zu verlangen, sofern sein Zahlungsdienstleister 
diesen Dienst anbietet, sowie einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, rechtzeitig vor der Un-
terzeichnung des Vertrags vom Zahlungsdienstleister in klarer und objektiver Weise über alle verfügba-
ren Zahlungsmarken und deren Eigenschaften, einschließlich ihrer Funktionsweise, Kosten und Sicher-
heit, informiert zu werden (zugrundeliegende Vorschrift: Artikel 8 der Verordnung (EU) 2015/751 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 über Interbankenentgelte für kartenge-
bundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2018/72 (ABl. L 13 vom 18.1.2018, S. 1) geändert worden ist); 

7. zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen 
a) alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienstleister zu entrichten hat, einschließlich derjeni-

gen, die sich danach richten, wie und wie oft über die geforderten Informationen zu unterrichten ist; 
b) eine Aufschlüsselung dieser Entgelte; 
c) die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei Anwendung von Referenzzinssätzen und 

-wechselkursen, die Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen sowie den maßgeblichen 
Stichtag und den Index oder die Grundlage für die Bestimmung des Referenzzinssatzes oder -wechsel-
kurses; 

d) das unmittelbare Wirksamwerden von Änderungen des Referenzzinssatzes oder -wechselkurses, die 
auf den vereinbarten Referenzzinssätzen oder -wechselkursen beruhen, ohne vorherige Benachrichti-
gung des Verbrauchers (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

8. zur Kommunikation 
a) die Kommunikationsmittel, deren Nutzung für die Informationsübermittlung und Anzeigepflichten ver-

einbart wird, einschließlich der technischen Anforderungen an die Ausstattung und die Software des 
Verbrauchers; 

b) Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienstleister vor und während des Vertragsverhältnis-
ses, vor der Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen Zahlungsvorgängen zu erteilen-
den Informationen mitzuteilen oder zugänglich zu machen sind; 

c) die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Vertrag zu schließen ist und in der oder in 
denen die Kommunikation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll; 

d) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermitt-
lung der Vertragsbedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung genannten vorvertraglichen In-
formationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften 
Datenträger zu verlangen; 

9. zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen 
a) eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstrument sicher aufbewahrt und wie er seine 

Pflicht gegenüber dem Zahlungsdienstleister oder einer von diesem benannten Stelle erfüllt, den Ver-
lust, den Diebstahl, die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines 
Zahlungsinstruments unverzüglich anzuzeigen, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 675l Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

b) eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des Verbrauchers durch den Zahlungs-
dienstleister im Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken Angaben dazu, 
wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte oder feh-
lerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundeliegende Vorschrift: § 
676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

c) die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das Recht vorbehält, ein Zahlungsinstru-
ment des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu sperren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

d) Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger 
missbräuchlicher Verwendung des Zahlungsinstruments einschließlich Angaben zum Höchstbetrag 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht auto-
risierte oder fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

g) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspä-
teter Auslösung oder Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie Informationen über dessen Verpflich-
tung, auf Verlangen Nachforschungen über den nicht oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang 
anzustellen (zugrundeliegende Vorschrift: § 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

h) die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrauchers bei einem vom oder über den Zah-
lungsempfänger ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (beispielsweise bei SEPA-Lastschriften) 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675x des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
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10. zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungsdiensterahmenvertrags 
a) die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers zu einer Änderung der Vertragsbedingun-

gen als erteilt gilt, wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister seine Ablehnung nicht vor dem 
Zeitpunkt angezeigt hat, zu dem die geänderten Vertragsbedingungen in Kraft treten sollen (zugrunde-
liegende Vorschrift: § 675g des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

b) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags; 
c) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen; 
d) gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrelevante Vereinbarungen: 

aa) die Vereinbarung einer Kündigungsfrist für das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündi-
gen, die einen Monat nicht überschreiten darf (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
bb) die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zahlungsdienstleisters unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen 
ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
cc) das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers vor dem Wirksamwerden einer vom Zah-
lungsdienstleister vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die Zustimmung des Verbrauchers 
zur Änderung nach einer Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung als erteilt gälte, 
sofern der Zahlungsdienstleister den Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie auf das 
Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs); 

11. die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdiensterahmenvertrag anwendbare Recht oder über das zustän-
dige Gericht 

12. einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Beschwerdeverfahren wegen mutmaßlicher Verstöße 
des Zahlungsdienstleisters gegen dessen Verpflichtungen (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 60 bis 62 des  
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende außergerichtliche Rechtsbehelfsver-
fahren (zugrundeliegende Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes). 

 

Abschnitt 3 
Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen zur 
Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer 
Widerrufserklärung,für uns mit deren Empfang. 

Überziehen Sie Ihr Konto ohne eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, so können wir von Ihnen über die Rückzahlung des 
Betrags der Überziehung hinaus weder Kosten noch Zinsen verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsgemäß über die Bedin-
gungen und Folgen der Überziehung (z. B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben. 

Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe 
Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass vor dem Ende 
der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf 
dennoch erfüllen müssen. 

Ende der Widerrufsbelehrung 
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Informationen zur girocard (Debitkarte) 
 

Die aktuellen Preise für die Dienstleistungen der Bank im Zusammenhang mit der girocard (Debitkarte) ergeben sich aus Kapitel 
2 des Preis- und Leistungsverzeichnisses. Der Vertrag über die girocard (Debitkarte) wird seitens der Bank durch Zurverfügung-
stellung der Karte zu den vereinbarten Konditionen erfüllt. 

Information zum Zustandekommen des Vertrages 

Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes Angebot auf Abschluss des Vertrages ab, indem er die Eröffnung eines 
Girokontos beauftragt Der Girokontovertrag kommt zustande, wenn die Bank dem Kunden die Annahme des Vertrages durch 
Mitteilung der Kontonummer erklärt. 
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Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 
 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 
 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 
 

Allgemeine Angaben 

1. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 
Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die Fol-
gen der Nichtausübung dieses Rechts; 

2. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
3. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Zahlungsdienstleister abgeführt oder 

von ihm in Rechnung gestellt werden; 
4. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richt-

linie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-
teme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) ge-
schaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen. 

Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten: 

5. zum Zahlungsdienstleister 
a) den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Hauptverwaltung sowie alle anderen Anschriften 

einschließlich E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem Zahlungsdienstleister von Belang 
sind; 

b) die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbehörden und das bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht geführte Register oder jedes andere relevante öffentliche Register, in 
das der Zahlungsdienstleister als zugelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder eine 
gleichwertige in diesem Register verwendete Kennung; 

6. zur Nutzung des Zahlungsdienstes 
a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu erbringenden Zahlungsdienstes; 
b) Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungsgemäße Auslösung oder Ausführung eines 

Zahlungsauftrags erforderlich sind; 
c) die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zahlungsauftrags oder zur Ausführung eines 

Zahlungsvorgangs und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 675j 
und 675p des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

d) den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n 
Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) einen vom Zahlungsdienstleister festgelegten Zeitpunkt nahe am Ende eines Geschäftstags, bei des-
sen Ablauf ein nach diesem Zeitpunkt zugegangener Zahlungsauftrag des Verbrauchers als am darauf 
folgenden Geschäftstag zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 Satz 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zahlungsdienste; 
g) einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen für die Nutzung eines Zahlungsinstruments 

(wie beispielsweise eine Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
 

http://www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen
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h) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, zwei oder mehrere unterschiedliche Zahlungsmarken 
auf seinem kartengebundenen Zahlungsinstrument zu verlangen, sofern sein Zahlungsdienstleister 
diesen Dienst anbietet, sowie einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, rechtzeitig vor der Un-
terzeichnung des Vertrags vom Zahlungsdienstleister in klarer und objektiver Weise über alle verfügba-
ren Zahlungsmarken und deren Eigenschaften, einschließlich ihrer Funktionsweise, Kosten und Sicher-
heit, informiert zu werden (zugrundeliegende Vorschrift: Artikel 8 der Verordnung (EU) 2015/751 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 über Interbankenentgelte für kartenge-
bundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2018/72 (ABl. L 13 vom 18.1.2018, S. 1) geändert worden ist); 

7. zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen 
a) alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienstleister zu entrichten hat, einschließlich derjeni-

gen, die sich danach richten, wie und wie oft über die geforderten Informationen zu unterrichten ist; 
b) eine Aufschlüsselung dieser Entgelte; 
c) die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei Anwendung von Referenzzinssätzen und 

-wechselkursen, die Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen sowie den maßgeblichen 
Stichtag und den Index oder die Grundlage für die Bestimmung des Referenzzinssatzes oder -wechsel-
kurses; 

d) das unmittelbare Wirksamwerden von Änderungen des Referenzzinssatzes oder -wechselkurses, die 
auf den vereinbarten Referenzzinssätzen oder -wechselkursen beruhen, ohne vorherige Benachrichti-
gung des Verbrauchers (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

8. zur Kommunikation 
a) die Kommunikationsmittel, deren Nutzung für die Informationsübermittlung und Anzeigepflichten ver-

einbart wird, einschließlich der technischen Anforderungen an die Ausstattung und die Software des 
Verbrauchers; 

b) Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienstleister vor und während des Vertragsverhältnis-
ses, vor der Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen Zahlungsvorgängen zu erteilen-
den Informationen mitzuteilen oder zugänglich zu machen sind; 

c) die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Vertrag zu schließen ist und in der oder in 
denen die Kommunikation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll; 

d) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermitt-
lung der Vertragsbedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung genannten vorvertraglichen In-
formationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften 
Datenträger zu verlangen; 

9. zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen 
a) eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstrument sicher aufbewahrt und wie er seine 

Pflicht gegenüber dem Zahlungsdienstleister oder einer von diesem benannten Stelle erfüllt, den Ver-
lust, den Diebstahl, die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines 
Zahlungsinstruments unverzüglich anzuzeigen, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 675l Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

b) eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des Verbrauchers durch den Zahlungs-
dienstleister im Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken Angaben dazu, 
wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte oder feh-
lerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundeliegende Vorschrift: § 
676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

c) die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das Recht vorbehält, ein Zahlungsinstru-
ment des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu sperren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

d) Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger 
missbräuchlicher Verwendung des Zahlungsinstruments einschließlich Angaben zum Höchstbetrag 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

e) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht auto-
risierte oder fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

g) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspä-
teter Auslösung oder Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie Informationen über dessen Verpflich-
tung, auf Verlangen Nachforschungen über den nicht oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang 
anzustellen (zugrundeliegende Vorschrift: § 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

h) die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrauchers bei einem vom oder über den Zah-
lungsempfänger ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (beispielsweise bei SEPA-Lastschriften) 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675x des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

10. zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungsdiensterahmenvertrags 
e) die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers zu einer Änderung der Vertragsbedingun-

gen als erteilt gilt, wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister seine Ablehnung nicht vor dem 
Zeitpunkt angezeigt hat, zu dem die geänderten Vertragsbedingungen in Kraft treten sollen (zugrunde-
liegende Vorschrift: § 675g des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

f) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags; 

g) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen; 
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h) gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrelevante Vereinbarungen: 

aa) die Vereinbarung einer Kündigungsfrist für das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündi-

gen, die einen Monat nicht überschreiten darf (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 1 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs), 

bb) die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zahlungsdienstleisters unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen 
ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
cc) das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers vor dem Wirksamwerden einer vom Zah-
lungsdienstleister vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die Zustimmung des Verbrauchers 
zur Änderung nach einer Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung als erteilt gälte, 
sofern der Zahlungsdienstleister den Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie auf das 
Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs); 

11. die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdiensterahmenvertrag anwendbare Recht oder über das zustän-
dige Gericht 

12. einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Beschwerdeverfahren wegen mutmaßlicher Verstöße 
des Zahlungsdienstleisters gegen dessen Verpflichtungen (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 60 bis 62 des  
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende außergerichtliche Rechtsbehelfsver-
fahren (zugrundeliegende Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes). 

 

Abschnitt 3 
Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen zur 
Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer 
Widerrufserklärung,für uns mit deren Empfang. 

Überziehen Sie Ihr Konto ohne eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, so können wir von Ihnen über die Rückzahlung des 
Betrags der Überziehung hinaus weder Kosten noch Zinsen verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsgemäß über die Bedin-
gungen und Folgen der Überziehung (z. B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben. 

Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe 
Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass vor dem Ende 
der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf 
dennoch erfüllen müssen. 

Ende der Widerrufsbelehrung 
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Informationen  
zur Mastercard (Kreditkarte) / Premium Mastercard (Kreditkarte) 
 

Die nachstehenden vorvertraglichen Informationen zum Kartenvertrag für Ihre Mastercard (Kreditkarte) oder Premium Mastercard 
(Kreditkarte) gelten bis auf Weiteres und stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 

 

Informationen zum Kartenvertrag/wesentliche Merkmale  
(überwiegend in den Vertragsbedingungen für Mastercard (Kreditkarte) geregelt, nachfolgend kurz „Vertragsbedingungen“) 

Wesentliche Merkmale des Zahlungsdienstes 

Die Zahlungsfunktion ist in Ziffer 2 „Verwendungsmöglichkeiten der Karte“ und in Ziffer 4 „Nutzung der Karte und Abwicklung von 
Zahlungsaufträgen“ der Vertragsbedingungen beschrieben. Die Karte kann zur Zahlung bei Akzeptanzstellen eingesetzt werden, 
die dem auf der Karte abgebildeten Kartenzahlungssystem Mastercard angeschlossen sind. Die mit der Karte getätigten Umsätze 
können je nach gewählter Zahlungsweise bzw. Produkt 

a) als Gesamtbetrag innerhalb eines bestimmten Zeitraums (ein Monat) abgerechnet und – je nach Zahlungsweise – zu einem 
bestimmten Termin in voller Höhe oder teilweise dem hinterlegten Abrechnungskonto der Karte belastet werden (Kreditkarte) oder 

b) zeitnah in voller Höhe dem hinterlegten Abrechnungskonto der Karte belastet werden (Debitkarte – Zahlungsweise „DirectDe-
bit“) oder 

c) zeitnah in voller Höhe mit dem Guthaben der Karte verrechnet werden (Debitkarte – Produkt „BasicCard“). 

Kontaktloses Bezahlen 

Sofern Ihre Karte grundsätzlich die Funktion des kontaktlosen Bezahlens gemäß Ziffer 4.1 der Vertragsbedingungen unterstützt, 
werden Sie hier-über mit Erhalt der Karte informiert und/oder Sie erkennen dies an dem Symbol für das kontaktlose Bezahlen, 
das in diesem Fall auf der Karte abgebildet ist. 

Ausprägungen der Karte 

Ihre Karte kann als rein digitale Karte ausgegeben werden (sofern technisch möglich). Die Kartendaten, bestehend aus der sech-
zehnstelligen Kartennummer, der dreistelligen Kartenprüfziffer (CVC) und dem Verfalldatum, sind der von der Bank bereitgestell-
ten Banking App zu entnehmen. Eine rein digitale Karte eignet sich zum Bezahlen im eCommerce oder als Token digitalisiert auf 
einem NFC-fähigen mobilen Endgerät, zum kontaktlosen Bezahlen im Handel (NFC = Near Field Communication/Nahfeldkom-
munikation, vgl. Ziffer 4.1 der Vertragsbedingungen). 

Als Token bezeichnet man die pseudonymisierte Abbildung der Karte, als Wallet eine digitale Geldbörse (vgl. Ziffer 1.2 und 2.1 
der Vertragsbedingungen). Bargeldabhebungen mit rein digitalen Karten sind am Geldautomaten und bargeldauszahlenden Stel-
len noch nicht durchgängig möglich. Es besteht die Möglichkeit, jederzeit eine physische Karte nachzubestellen. 

Zugangswege 

Um Ihre Kartendaten einzusehen oder zu ändern, steht Ihnen die Banking App zur Verfügung bzw. das OnlineBanking. Zudem 
besteht die Möglichkeit der persönlichen oder telefonischen Kontaktaufnahme zu Ihrer Bank. 

Zustimmung zur Ausführung eines Zahlungsvorgangs/Widerruf 

Ziffer 4.4 der Vertragsbedingungen regelt, dass mit Verwendung der Karte oder deren Daten durch den Karteninhaber der Ak-
zeptanzstelle die Zustimmung zur Ausführung des Zahlungsvorgangs (Autorisierung) gegeben wird. Ein Widerruf nach Autorisie-
rung ist nicht möglich. 

Maximale Ausführungsfrist/Zeitpunkt des Zugangs des Zahlungsauftrags 

Der Zahlungsvorgang wird von der oder über die Akzeptanzstelle ausgelöst. Der Zahlungsauftrag ist vom Zahlungsdienstleister 
der Akzeptanzstelle innerhalb der mit der Akzeptanzstelle vereinbarten Fristen (Ausführungsfrist) an den Herausgeber zu über-
mitteln. Nach Zugang des Zahlungsauftrags beim Herausgeber ist dieser Auftrag wirksam (vgl. Ziffer 4.6 der Vertragsbedingun-
gen). Das Datum des Zugangs des Zahlungsauftrags beim Herausgeber entspricht dem Buchungsdatum laut Umsatzaufstellung 
bzw. bei der Zahlungsweise „Direct Debit“ dem Buchungsdatum der Belastungsbuchung (vgl. Ziffer 7 der Vertragsbedingungen). 

Betragsobergrenzen für die Nutzung der Karte 

Ziffer 5 der Vertragsbedingungen beschreibt den Verfügungs- und Zahlungsrahmen Ihrer Karte. Letzterer wird Ihnen erstmalig 
bei Übersendung der Karte mitgeteilt und kann – mit Ausnahme von Ziffer 5.4 der Vertragsbedingungen – in Abstimmung mit der 
Bank angepasst werden. 

Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers 

Bitte beachten Sie die für Sie als Karteninhaber geltenden Regeln zum sorgfältigen Umgang mit der Karte, den Kartendaten, der 
PIN und anderen Legitimationsmedien gemäß Ziffern 6.1 bis 6.4 der Vertragsbedingungen sowie den Unterrichtungs- und Anzei-
gepflichten inkl. Haftungsregelungen gemäß Ziffern 6.5 bis 6.8 der Vertragsbedingungen. 

Sicheres Verfahren zur Unterrichtung des Karteninhabers im Falle vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Si-
cherheitsrisiken 

Bei sicherheitsrelevanten Vorfällen informiert die Bank den Karteninhaber telefonisch, per Brief, über eine Mitteilung auf dem 
Kontoauszug oder, sofern vom Karteninhaber genutzt, über das elektronische Postfach im OnlineBanking. Weiter darf die Bank 
in diesem Fall die Karte sperren (vgl. Ziffer 18 der Vertragsbedingungen). 

Zu entrichtende Entgelte, Zinsen, Wechselkurse 

Geregelt in Ziffer 9.1 der Vertragsbedingungen. Die Höhe der Entgelte und Zinsen, z. B. Entgelte für Auszahlungen am Geldau-
tomaten und den Auslandseinsatz, ergeben sich aus dem Abschnitt „Kartengestützter Zahlungsverkehr“ des Preis- und Leistungs-
verzeichnisses der Bank. Für Wechselkurse bei Zahlungsvorgängen in Fremdwährung gilt Ziffer 8 „Wechselkurs bei Fremdwäh-
rung“ der Vertragsbedingungen. 

Hinweis auf vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten 

Sofern mit der Karte eine Guthabenverzinsung verbunden ist, sind diese Einkünfte steuerpflichtig. Bei Fragen wenden Sie sich 
bitte an das für Sie zuständige Finanzamt bzw. an Ihren Steuerberater. Dies gilt insbesondere, wenn Sie im Ausland steuerpflichtig 
sind. Darüber hinaus ist es möglich, dass eine Akzeptanzstelle für die Nutzung Ihrer Karte einen pauschalen oder prozentualen 
Aufschlag verlangt (vgl. Ziffer 9.3 der Vertragsbedingungen). 
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Hinweis zu weiteren Kosten, die nicht über die Bank abgeführt oder von ihr in Rechnung gestellt werden 

Im Zuge des Karteneinsatzes kann es zu Kosten an Akzeptanzstellen und Geldautomaten kommen, die nicht durch die karten-
vermittelnde Bank erhoben werden, wie zum Beispiel eines Entgelts für die direkte Währungsumrechnung bei Fremdwährungs-
transaktionen (Direct Currency Conversion, DCC). 

Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug oder Zahlungsausfall 
Die mit der Karte getätigten Umsätze werden, je nach Abrechnungsvariante des Kartenprodukts, unmittelbar oder einmal monat-
lich gegenüber dem hinterlegten Referenzkonto abgerechnet. Somit kommt es im Hinblick auf das Kartenprodukt zu keinem 
Zahlungsverzug oder -ausfall. 

Kommunikation 
Die Kommunikation erfolgt in deutscher Sprache. Sie können mit der kartenvermittelnden Bank über die unter Ziffer I genannten 
Kontaktdaten persönlich, mündlich oder schriftlich (inkl. Textform) kommunizieren. Die kartenvermittelnde Bank wird mit Ihnen 
über den vereinbarten Kommunikationsweg kommunizieren, in der Regel schriftlich (per Post) oder – sofern Sie das Postfach im 
OnlineBanking nutzen – über das Postfach und in Ausnahmefällen bei verdächtigen Transaktionen auch per Telefon (hierfür 
können Ihnen individuelle Kosten entstehen, je nach Konditionen Ihres Anbieters). Die vorvertraglichen Informationen (kurz „VVI“) 
erhalten Sie vor Vertragsabschluss und bei künftigen Änderungen auf einem dauerhaften Datenträger. 

Schutz- und Abhilfemaßnahmen 
Allgemeine Schutz- und Abhilfemaßnahmen sind in Ziffer 6 der Vertragsbedingungen geregelt. Die Sperrnotrufnummer lautet:  

+49 (0)721 1209-66001. 

Spezielle Informationen zu Schutz- und Abhilfemaßnahmen bei Internetzahlungen erhalten Sie mit einem gesonderten Merkblatt 
„Informationen über Internetzahlungen“. 

Sicheres Verfahren zur Unterrichtung des Karteninhabers durch die Bank im Falle vermuteter oder tatsächlicher Betrugs- oder 
Sicherheitsrisiken: Wir werden Sie bei sicherheitsrelevanten Vorfällen telefonisch, per Brief, über eine Mitteilung auf dem Konto-
auszug oder, sofern Sie dieses nutzen, über das elektronische Postfach in Ihrem OnlineBanking bzw. der von Ihrer Bank bereit-
gestellten Banking App informieren. 

Die Berechtigung zur Kartensperre durch die Bank ist in Ziffer 18 der Vertragsbedingungen geregelt. 

Der Karteninhaber muss nicht autorisierte, fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge unverzüglich (ohne schuld-
haftes Zögern) der Bank anzeigen (vgl. Ziffer 6.6 der Vertragsbedingungen). 

Haftung und Erstattungsansprüche 
Diese sind in Ziffer 11 der Vertragsbedingungen geregelt. Auf eine gesetzlich zulässige verschuldensunabhängige Mindesthaf-
tung des Karteninhabers i. H. v. 50 Euro bei missbräuchlicher Nutzung der Karte wird verzichtet. Der Karteninhaber haftet für 
missbräuchliche Zahlungsvorgänge nicht, sofern er nicht seine Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig verletzt bzw. in betrügerischer Absicht gehandelt hat. 

Laufzeit, Änderung der Bedingungen und Kündigung 
Vertragslaufzeit und Kündigung sind in Ziffer 16 der Vertragsbedingungen geregelt. Der Vertrag kann vom Karteninhaber zum 
Monatsende und von der Bank mit einer Zweimonatsfrist zum Ende eines Kalendermonats gekündigt werden.  

Anwendbares Recht/zuständiges Gericht 
Gemäß Ziffer 23 „Sonstiges“ ist deutsches Recht anwendbar. Weiter gilt der allgemeine Gerichtsstand nach § 12 ZPO, im Regelfall 
der Wohn- oder Geschäftssitz des Beklagten. 

Information zur außergerichtlichen Streitschlichtung und zur Möglichkeit der Klageer-
hebung 
Die Teilnahme der kartenvermittelnden Bank an einem Schlichtungsverfahren ist im Preis- und Leistungsverzeichnis der karten-
vermittelnden Bank geregelt: 

Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle „Ombudsmann der privaten Banken“ (www.ban-
kenombudsmann.de) teil. Dort hat der Verbraucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit mit der Bank den Ombuds-
mann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag (§ 
675f des Bürgerlichen Gesetzbuchs), können auch Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten Banken 
anrufen. Näheres regelt die „Verfahrens-ordnung des Ombudsmanns der privaten Banken”, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt 
wird oder im Internet unter www.bankenombudsmann.de abrufbar ist.  

Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Geschäftsstelle des Ombudsmanns der privaten Banken, 
Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, E-Mail: schlichtung@bdb.de, zu richten. 

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontenge-
setzes und Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Str. 108, 53117 
Bonn. Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank (Name und Anschrift siehe Ziffer I. Allge-
meine Informationen zu den Zahlungsdienstleistern) einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in Textform (z. B. mittels Brief oder 
E-Mail) beantworten. 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter 

https://www.bafin.de/DE/verbraucherinnen-verbraucher/hilfe-kontakt/beschwerden-streitschlichtung/bei-bafin-beschweren/bei-
bafin- beschweren_node.html 

Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit. 

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen. 
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Informationen über die Besonderheiten bei Fernabsatz- und bei außerhalb von Ge-
schäftsräumen geschlossenen Verträgen über Finanzdienstleistungen 
Für den Fall, dass der Kartenvertrag 

• im Fernabsatz, d. h. die Vertragsparteien bzw. deren Vertreter haben für die Vertragsverhandlungen und den Vertrags-
schluss im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems ausschließlich Fern-
kommunikationsmittel verwendet, oder 

• außerhalb von Geschäftsräumen, d. h. die Vertragsparteien bzw. deren Vertreter haben den Kartenvertrag bei gleich-
zeitiger körperlicher Anwesenheit außerhalb von Geschäftsräumen der Bank geschlossen bzw. der Kunde hat sein 
Angebot bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit außerhalb von Geschäftsräumen abgegeben oder der Kartenver-
trag wurde in den Geschäftsräumen der Bank geschlossen, der Kunde wurde jedoch unmittelbar zuvor außerhalb der 
Geschäftsräume bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Kunden und der Bank persönlich und individuell an-
gesprochen, 

geschlossen wird, gilt ergänzend Folgendes: 

Information zum Zustandekommen des Vertrags bei Fernabsatz- und bei außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen über Finanzdienstleistungen 
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein bindendes Angebot auf Abschluss des Kartenvertrags ab, indem er den ausgefüllten und 
unterschriebenen Kartenantrag an seine Bank per Post übermittelt und dieser ihr zugeht. Im elektronischen Geschäftsverkehr 
gibt der Kunde gegenüber der Bank ein bindendes Angebot auf Abschluss des Kartenvertrags ab, indem er den Schritt für Schritt 
online ausgefüllten und elektronisch (z. B. durch Freigabe in der SecureGo Plus App) autorisierten Kartenantrag online an die 
Bank übermittelt und dieser ihr zugeht. Die Annahme des Kartenantrags wird durch die Übergabe oder die Übermittlung der 
beantragten Karte an den Karteninhaber (Ausgabe einer Debitkarte bzw. Ausgabe einer Kreditkarte) erklärt. Mit deren Bereitstel-
lung beim Kunden kommt der Kartenvertrag zustande (Vertragsschluss). 
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Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht 
 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung 
widerrufen. Die Frist beginnt mit Abschluss des Vertrags, jedoch nicht bevor Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen in klarer und 
verständlicher Sprache leicht lesbar auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

oder per E-Mail: direkt@merkur-privatbank.de 

Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen ausüben. Wenn Sie diese 
Online-Funktion nutzen, übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine 
Eingangsbestätigung mit Informationen zum Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. 

Wenn mehrere Verträge abgeschlossen werden, ist jeder Vertrag selbstständig widerrufbar. 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht erlischt spätestens zwölf Monate und 14 Tage nach 
Abschluss des Vertrags; dies gilt nicht, wenn Sie nicht über das Bestehen eines Widerrufsrechts, Angaben zur Widerrufsfrist 
und zu den Modalitäten für die Ausübung des Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den Sie gegebenenfalls zu ent-
richten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung dieses Widerrufsrechts belehrt wurden. 

Bei Nichtausübung des Ihnen zustehenden Widerrufsrechts bleiben Sie an den Vertrag gebunden. 
 

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 
 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 
 

1. die Identität und die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers (kartenvermittelnde Bank), sowie die Identität und 
die Hauptgeschäfts-tätigkeit des Unternehmers (Kartenherausgeber), in dessen Auftrag er handelt; 

2. die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, sowie seine Telefonnummer und E-Mail-
Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer anbietet, und die Telefonnum-
mer und E-Mail-Adresse oder Angaben zu anderen Kommunikationsmitteln, die der Unternehmer, in dessen Auf-
trag er handelt, anbietet; 

3. einschlägige Kontaktangaben, die es dem Verbraucher ermöglichen, Beschwerden an den Unternehmer sowie 
an den Unternehmer, in dessen Auftrag er handelt, zu richten; 

4. das Register, in das der Unternehmer eingetragen ist, und die Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 
Register verwendete Kennung; 

5. den Namen, die Anschrift und die Website und etwaige andere Kontaktangaben der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde für die Zulassung der Tätigkeit des Unternehmers; 

6. eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung; 
7. den Gesamtpreis, den der Verbraucher dem Unternehmer für die Finanzdienstleistung schuldet, einschließlich 

aller damit verbundenen Provisionen, Gebühren und Abgaben sowie aller über den Unternehmer abgeführten 
Steuern; 

8. Informationen zu den Konsequenzen bei Zahlungsverzug und Zahlungsausfall; 
9. einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von 

ihm in Rechnung gestellt werden; 
10. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
11. spezifische zusätzliche Kosten, die der Verbraucher für die Benutzung des Fernkommunikationsmittels zu tragen 

hat; 
12. das Bestehen eines Widerrufsrechts mit Angaben zur Widerrufsfrist und zu den Modalitäten für die Ausübung des 

Widerrufsrechts, einschließlich des Betrags, den der Verbraucher gegebenenfalls zu entrichten hat, sowie die 
Folgen der Nichtausübung dieses Rechts; 

13. Angaben zum Recht der Parteien, den Vertrag vorzeitig oder einseitig aufgrund der Vertragsbedingungen zu kün-
digen, einschließlich aller Vertragsstrafen, die in einem solchen Fall auferlegt werden; 

14. praktische Hinweise und Verfahren zur Ausübung des Widerrufsrechts nach § 355 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs, darunter Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers oder Angaben zu anderen einschlägigen 
Kommunikationsmitteln für die Übermittlung der Widerrufserklärung; 

15. Vertragsklauseln, die das auf den Vertrag anwendbare Recht oder das zuständige Gericht bestimmen; 
16. in welcher Sprache oder in welchen Sprachen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 

Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie über die Sprache oder die Sprachen, zu deren Benutzung sich der 
Unternehmer mit Zustimmung des Verbrauchers für die Kommunikation während der Laufzeit des Fernabsatzver-
trags verpflichtet; 

17. die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der 
Unternehmer unterworfen ist und die Voraussetzungen für diesen Zugang. 
 

http://www.merkur-privatbank.de/vertrag-widerrufen
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Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten:  

18. zum Zahlungsdienstleister 
a) den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Hauptverwaltung sowie alle anderen Anschriften ein-
schließlich E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem Zahlungsdienstleister von Belang sind; 
b) den Namen und die ladungsfähige Anschrift seines Agenten oder seiner Zweigniederlassung in dem Mitglied-
staat, in dem der Zahlungsdienst angeboten wird; 
c) die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbehörden und das bei der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht geführte Register oder jedes andere relevante öffentliche Register, in das der Zahlungs-
dienstleister als zugelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder eine gleichwertige in diesem Re-
gister verwendete Kennung;  

19. zur Nutzung des Zahlungsdienstes 
a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu erbringenden Zahlungsdienstes; 
b) Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungsgemäße Auslösung oder Ausführung eines Zah-
lungsauftrags erforderlich sind; 
c) die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zahlungsauftrags oder zur Ausführung eines Zah-
lungsvorgangs und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 675j und 675p des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
d) den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
e) einen vom Zahlungsdienstleister festgelegten Zeitpunkt nahe am Ende eines Geschäftstags, bei dessen Ab-
lauf ein nach diesem Zeit-punkt zugegangener Zahlungsauftrag des Verbrauchers als am darauf folgenden Ge-
schäftstag zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs); 
f) die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zahlungsdienste; 
g) einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen für die Nutzung eines Zahlungsinstruments (wie bei-
spielsweise eine Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs); 
h) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, zwei oder mehrere unterschiedliche Zahlungsmarken auf sei-
nem kartengebundenen Zahlungsinstrument zu verlangen, sofern sein Zahlungsdienstleister diesen Dienst anbie-
tet, sowie einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, rechtzeitig vor der Unterzeichnung des Vertrags vom 
Zahlungsdienstleister in klarer und objektiver Weise über alle verfügbaren Zahlungsmarken und deren Eigen-
schaften, einschließlich ihrer Funktionsweise, Kosten und Sicherheit, informiert zu werden (zugrundeliegende 
Vorschrift: Artikel 8 der Verordnung (EU) 2015/751 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2015 über Interbankenentgelte für kartengebundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 1), die 
durch die Delegierte Verordnung (EU) 2018/72 (ABl. L 13 vom 18.1.2018, S. 1) geändert worden ist); 

20. zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen 

a) alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienstleister zu entrichten hat, einschließlich derjenigen, die 
sich danach richten, wie und wie oft über die geforderten Informationen zu unterrichten ist; 
b) eine Aufschlüsselung dieser Entgelte; 
c) die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei Anwendung von Referenzzinssätzen und -wech-
selkursen, die Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen sowie den maßgeblichen Stichtag und den 
Index oder die Grundlage für die Bestimmung des Referenzzinssatzes oder -wechselkurses; 
d) das unmittelbare Wirksamwerden von Änderungen des Referenzzinssatzes oder -wechselkurses, die auf den 
vereinbarten Referenz-zinssätzen oder -wechselkursen beruhen, ohne vorherige Benachrichtigung des Verbrau-
chers (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

21. zur Kommunikation 

a) die Kommunikationsmittel, deren Nutzung für die Informationsübermittlung und Anzeigepflichten vereinbart 
wird, einschließlich der technischen Anforderungen an die Ausstattung und die Software des Verbrauchers; 
b) Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienstleister vor und während des Vertragsverhältnisses, vor 
der Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen Zahlungsvorgängen zu erteilenden Informationen 
mitzuteilen oder zugänglich zu machen sind; 
c) die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Vertrag zu schließen ist und in der oder in denen die 
Kommunikation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll; 
d) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermittlung der 
Vertragsbedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung genannten vorvertraglichen Informationen zur Er-
bringung von Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften Datenträger zu verlangen; 

22. zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen 

a) eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstrument sicher aufbewahrt und wie er seine Pflicht 
gegenüber dem Zahlungsdienstleister oder einer von diesem benannten Stelle erfüllt, den Verlust, den Diebstahl, 
die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines Zahlungsinstruments unver-
züglich anzuzeigen, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat (zugrundeliegende Vorschrift: § 675l Absatz 1 Satz 
2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
b) eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des Verbrauchers durch den Zahlungsdienst-
leister im Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken; 
c) die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das Recht vorbehält, ein Zahlungsinstrument des 
Bürgerlichen Gesetz-buchs zu sperren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs); 
d) Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger miss-
bräuchlicher Verwendung des Zahlungsinstruments einschließlich Angaben zum Höchstbetrag (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 675v des Bürgerlichen Gesetz-buchs); 
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Ende der Informationen zur Mastercard (Kreditkarte) / Premium Mastercard (Kreditkarte). 

 

  

e) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen (zugrunde-
liegende Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
: § 675x des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
f) Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte oder 
fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundeliegende Vorschrift: § 676b 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
g) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Aus-
lösung oder Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie Informationen über dessen Verpflichtung, auf Verlangen 
Nachforschungen über den nicht oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang anzustellen (zugrundeliegende 
Vorschrift: § 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
h) die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrauchers bei einem vom oder über den Zahlungsempfän-
ger ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (beispielsweise bei SEPA-Lastschriften) (zugrundeliegende  
 

23. zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungsdiensterahmenvertrags 

a) die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers zu einer Änderung der Vertragsbedingungen als erteilt 
gilt, wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister seine Ablehnung nicht vor dem Zeitpunkt angezeigt hat, zu 
dem die geänderten Vertragsbedingungen in Kraft treten sollen (zugrundeliegende Vorschrift: § 675g des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs); 

b) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags; 

c) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen; 

d) gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrelevante Vereinbarungen: 

aa) die Vereinbarung einer Kündigungsfrist für das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen, die einen 
Monat nicht überschreiten darf (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 

bb) die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zahlungsdienstleisters unter Einhaltung einer Frist von min-
destens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen ist (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 

cc) das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers vor dem Wirksamwerden einer vom Zahlungsdienst-
leister vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die Zustimmung des Verbrauchers zur Änderung nach 
einer Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung als erteilt gälte, sofern der Zahlungsdienstleister 
den Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie auf das Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrun-
deliegende Vorschrift: § 675g Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

24. die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdiensterahmenvertrag anwendbare Recht oder über das zustän-
dige Gericht; 

25. einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Beschwerdeverfahren wegen mutmaßlicher Verstöße des 
Zahlungsdienstleisters gegen dessen Verpflichtungen (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 60 bis 62 des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren (zu-
grundeliegende Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagen-gesetzes). 

 

Abschnitt 3 
Im Fall des Widerrufs zu entrichtende Beträge 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Verpflichtungen zur 
Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer 
Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 

Überziehen Sie Ihr Konto ohne eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, so können wir von Ihnen über die Rückzahlung des 
Betrags der Überziehung hinaus weder Kosten noch Zinsen verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsgemäß über die Bedin-
gungen und Folgen der Überziehung (z. B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben. 

Überschreiten Sie die Ihnen eingeräumte Überziehungsmöglichkeit, können wir von Ihnen über die Rückzahlung des Betrags 
der Überschreitung hinaus weder Kosten noch Zinsen verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsgemäß über die Bedingungen 
und Folgen der Überschreitung (z. B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben. 

Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe 
Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass vor dem Ende 
der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf 
dennoch erfüllen müssen. 

Ende der Widerrufsbelehrung 
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C. Erläuterungen für Verbraucher 

Erläuterungen für Verbraucher zum Kundenstammvertrag 
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung des Kundenstammvertrags. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Mit dem Kundenstammvertrag erklären wir, alle gegenwärtigen und künftigen Konten und Depots zu den im Kun-
denstammvertrag festgelegten Daten und getroffenen Vereinbarungen zu führen. Wir werden durch den Kunden-
stammvertrag aber nicht verpflichtet, jedes von Ihnen gewünschte Konto oder Depot einzurichten. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Um ein Konto oder Depot eröffnet zu bekommen, müssen Sie das bei uns beantragen. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns einen Kundenstammvertrag abschließen, sind auf beiden Seiten Entscheidungen zu treffen. Gern 
sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung zur Seite zu stehen. 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, richten wir einen Kundenstammvertrag für Sie ein (siehe Ziffer 1.1). 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Wir werden durch den Kundenstammvertrag nicht verpflichtet, jedes vom Kunden gewünschte Konto oder Depot 
einzurichten. 

Wenn Sie gegen Allgemeine Geschäftsbedingungen oder Sonderbedingungen verstoßen, deren Geltung im Kun-
denstammvertrag vereinbart wurden, können wir Schadensersatzansprüche gegen Sie haben. Auch ist es möglich, 
dass wir die gesamte Geschäftsverbindung zu Ihnen kündigen. 

3 Nebenleistungen 

Keine. 

- Ende der Erläuterung - 
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Erläuterungen für Verbraucher zum OnlineBanking  
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung des OnlineBanking und zum Direct-
Banking-Angebot für Wertpapiergeschäfte. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Das OnlineBanking ermöglicht es Ihnen, Bankgeschäfte über das Internet in dem Ihnen von uns angebotenen 
Umfang abzuwickeln. Unsere Dienstleistungen sind auf diese Weise auch digital erreichbar. Es wird dabei die 
Funktionalität und Kompatibilität mit den gängigen, aktuellen Betriebssystemen und Browsern ermöglicht. Sie kön-
nen auch Informationen auf diesem Weg abrufen und Zahlungsauslösedienste, Kontoinformationsdienste und 
sonstige Drittdienste nutzen. Um nachzuweisen, dass Sie der berechtigte Nutzer des OnlineBanking sind, verein-
baren wir mit Ihnen sogenannte Authentifizierungselemente, zum Beispiel PIN/TAN-Verfahren (mit Smartphone-
App bzw. girocard) oder elektronische Signatur. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Die Preise (Entgelte) für das OnlineBanking stehen in unserem Preis- und Leistungsverzeichnis. Ist das Online-
Banking in einem Konto-Modell enthalten, ist das Entgelt mit anderen Zahlungsdiensten zu einem Preis zusam-
mengefasst. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns einen Vertrag über das OnlineBanking abschließen, sind auf beiden Seiten Entscheidungen zu 
treffen. Gern sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung zur Seite zu stehen. 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, stellen wir Ihnen das OnlineBanking zur weiteren Nutzung (siehe Ziffer 1.1) zur 
Verfügung und es werden Ihnen die vereinbarten Entgelte berechnet (siehe Ziffer 1.2). 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Sollte es zu einer nicht-ordnungsgemäßen Vertragserfüllung kommen, ist zu unterscheiden, ob unsererseits oder 
Ihrerseits der Vertrag nicht ordnungsgemäß erfüllt wird. 

Wird unsererseits ein Bankgeschäft verspätet, fehlerhaft oder gar nicht ausgeführt, so kommen Ihrerseits Scha-
densersatzansprüche in Betracht. 

Sie als Nutzer des OnlineBanking haben wiederum Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten zu beachten. Werden diese 
nicht eingehalten, kann es zur Ablehnung von Aufträgen, der Ablehnung einer Schadenshaftung oder zur Sperre 
des OnlineBanking durch uns kommen. So erfolgt eine Ablehnung eines Zahlungsvorganges, wenn auf Ihrem Konto 
nicht genug Geld zur Verfügung steht. Eine besondere Situation liegt vor, wenn Ihnen ein Authentifizierungselement 
beispielsweise gestohlen wurde oder Sie das Authentifizierungselement verloren haben. In dem Fall ist es wichtig, 
dass Sie das OnlineBanking sofort sperren lassen. 

3 Nebenleistungen 

Keine.  

– Ende der Erläuterung –  
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Erläuterungen für Verbraucher zum Direct Brokerage-Angebot für 
Wertpapiergeschäfte und damit verbundene Dienstleistungen 
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung des Direct Brokerage-Angebots für 
Wertpapiergeschäfte und damit verbundenen Dienstleistungen. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Das Direct Brokerage-Angebot für Wertpapiergeschäfte ermöglicht es Ihnen bei bestehendem Depotvertrag selbst-
ständig über eine Online-Brokerage-Plattform Wertpapiere, z. B. verzinsliche Wertpapiere, Aktien, Genussscheine, 
Zertifikate, Anteile an Investment-vermögen und Optionsscheine zu erwerben oder zu veräußern. Darüber hinaus 
können Sie verschiedene Informationen über Ihr Depot abrufen. 

Unsere Hauptleistungen umfassen insbesondere: 

• über elektronische Zugangswege unsere Online-Brokerage-Plattform zu nutzen, um unter anderem entgeltliche 
Kauf- und Ver-kaufsaufträge zu Wertpapieren (z. B. Aktien, Fonds, Anleihen, Zertifikate) bei bestehendem Depot-
vertrag zu erteilen, 

• die Abwicklung dieser von Ihnen über die Online-Brokerage-Plattform beauftragten Geschäfte bei bestehendem 
Depotvertrag (einschließlich Verrechnung über Ihr angegebenes Verrechnungskonto), 

• die Bereitstellung von Informations- und Depotverwaltungsfunktionen zu Ihrem Depot über diese elektronischen 
Zugangswege zur Online-Brokerage-Plattform. 

Welche Wertpapierarten, Handelsplätze und Orderfunktionen im Einzelnen zur Verfügung stehen, ergibt sich aus 
den mit Ihnen getroffenen Vereinbarungen und den jeweils gültigen Produkt- und Leistungsbeschreibungen. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Für unsere über die Online-Brokerage-Plattform nutzbaren Dienstleistungen sind von Ihnen Entgelte an uns zu 
entrichten. Diese können insbesondere umfassen: 

• Orderentgelte für die Ausführung von über die Online-Brokerage-Plattform erteilten Wertpapieraufträgen, 

• gegebenenfalls weitere Entgelte für über die Online-Brokerage-Plattform beauftragte Zusatzleistungen (z. B. be-
stimmte Orderzusätze oder Serviceleistungen). 

Daneben können bei der Nutzung dieser Dienstleistungen über die Online-Brokerage-Plattform fremde Kosten und 
Gebühren anfallen (z. B. Börsenentgelte, Gebühren von Lagerstellen oder sonstigen Dienstleistern). Die von uns 
erhobenen Entgelte sowie Hinweise zu möglichen Fremdgebühren ergeben sich aus Ziffer 3 des zwischen uns 
vereinbarten Preis- und Leistungsverzeichnisses. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns die Rahmenvereinbarung abschließen, sind auf beiden Seiten Entscheidungen zu treffen. Sie 
sollten insbesondere prüfen, ob der selbstständige Handel mit Wertpapieren über die von uns angebotene Online-
Brokerage-Plattform für Ihre Kennt-nisse und Erfahrungen, Ihre finanziellen Verhältnisse und Ihre Anlageziele ge-
eignet ist. Gerne sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung im Rahmen der gesetzlichen Vor-
gaben und der mit Ihnen vereinbarten Leistungen zur Seite zu stehen. 

In der Regel erfolgt der Wertpapierhandel über die Online-Brokerage-Plattform auf Ihre eigene Initiative und ohne 
individuelle Anlageberatung. 
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2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, d. h. zum Abschluss der vorliegenden Rahmenvereinbarung, gewähren wir 
Ihnen den Zugang zu unserer Online-Brokerage-Plattform. Wir führen die von Ihnen über die Online-Brokerage-
Plattform erteilten Wertpapieraufträge im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, unserer Ausführungsgrund-
sätze und der mit Ihnen getroffenen Vereinbarungen aus. Die ausgeführten Geschäfte werden über das für Ihren 
Depotvertrag angegebene Verrechnungskonto abgerechnet und erworbene Wertpapiere entsprechend Ihres De-
potvertrags in Ihrem Depot verwahrt und verwaltet. 

Für die Inanspruchnahme unserer über die Online-Brokerage-Plattform genutzten Leistungen berechnen wir Ihnen 
die vereinbarten Entgelte (siehe Ziffer 1.2). Über die ausgeführten Geschäfte, die im Depot verwahrten und verwal-
teten Wertpapiere sowie über die berechneten Entgelte informieren wir Sie in geeigneter Form, zum Beispiel durch 
Wertpapierabrechnungen, Depotauszüge und Kontoauszüge.  

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zu einer nicht-ordnungsgemäßen Vertragserfüllung, ist zu unterscheiden, ob wir oder Sie die vorliegende 
Rahmenvereinbarung nicht ordnungsgemäß erfüllt haben. 

Erfüllen wir unsere Pflichten aus der Rahmenvereinbarung nicht ordnungsgemäß, etwa weil ein über die Online-
Brokerage-Platt-form erteilter Wertpapierauftrag verspätet, fehlerhaft oder gar nicht ausgeführt wird, kommen Scha-
densersatzansprüche Ihrerseits nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen und der mit Ihnen vereinbarten 
Bedingungen in Betracht. 

Sie als Nutzer oder Nutzerin der Online-Brokerage-Plattform haben Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten zu beach-
ten. Dazu gehört insbesondere, 

• Zugangsdaten und persönliche Sicherheitsmerkmale geheim zu halten, 

• uns unverzüglich über den Verlust oder die missbräuchliche Verwendung von Zugangsdaten zu informieren, 

• Wertpapieraufträge eindeutig und vollständig zu erteilen, 

• für ausreichende Deckung auf dem Verrechnungskonto beziehungsweise einen ausreichenden Bestand der zu 
veräußernden Wertpapiere in Ihrem Depot zu sorgen, 

• uns Änderungen Ihrer persönlichen Daten (z. B. Anschrift, Kontoverbindung) mitzuteilen, 

• die Ihnen zur Verfügung gestellten Unterlagen (z. B. Abrechnungen, Depotauszüge) zu prüfen und Unstimmigkei-
ten zeitnah anzuzeigen. 

Werden diese Pflichten nicht eingehalten, kann dies zur Ablehnung von Aufträgen, zur Ablehnung einer Schadens-
haftung oder zur Sperre Ihres Zugangs zur Online-Brokerage-Plattform oder sogar zur Kündigung der vorliegenden 
Rahmenvereinbarung durch uns führen. So kann ein Auftrag insbesondere abgelehnt werden, wenn beim Versuch 
der Auftragsausführung keine ausreichende Deckung auf dem unter Ihrem Depotvertrag hinterlegten Verrech-
nungskonto oder kein ausreichender Wertpapierbestand in Ihrem Depot vorhanden ist. 

Werden nach Kündigung der Rahmenvereinbarung offene Verbindlichkeiten nach Mahnung nicht beglichen, gera-
ten Sie in Zahlungsverzug. In diesem Fall berechnen wir Verzugszinsen. Der Verzugszins soll den Schaden pau-
schal ausgleichen, den wir durch das vertragswidrige Verhalten erleiden. Der Verzugszinssatz beträgt in der Regel 
fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. Der Basiszinssatz ist veränderlich. Die Deutsche Bundesbank gibt den 
geltenden Basiszinssatz unverzüglich nach dem 1. Januar beziehungsweise 1. Juli im Bundesanzeiger bekannt. 
Den jeweils aktuellen Basiszinssatz können Sie bei uns erfragen; er wird auch in zahlreichen Medien veröffentlicht. 

Im Einzelfall können entweder wir einen höheren oder Sie einen niedrigeren Schaden nachweisen. Kann der Zah-
lungsverzug durch Begleichung der offenen Verbindlichkeiten nicht beendet werden, sind wir zur Verwertung ver-
einbarter Sicherheiten berechtigt. Sofern Sicherheiten nicht bestehen, kann auch eine Zwangsvollstreckung in Ihr 
persönliches Vermögen möglich sein. 

3 Nebenleistungen 

Die Nutzung des Direct-Brokerage-Angebots für Wertpapiergeschäfte setzt den gleichzeitigen Abschluss bzw. das 
Bestehen eines Depotvertrags mit Führung eines Depotkontos voraus. Eine separate Beendigung des Depotver-
trages ist - ohne gleichzeitige Beendigung des Direct-Brokerage-Angebots für Wertpapiergeschäfte - nicht möglich. 

Das Depotkonto für Wertpapiere ist vergleichbar mit einem Girokonto für Geldguthaben. Auf dem Depotkonto für 
Wertpapiere werden u. a. die Umsätze aus den von Ihnen über das Direct-Brokerage-Angebots für Wertpapierge-
schäfte veranlassten Kauf- oder Verkaufsaufträgen und der jeweilige Bestand an den von uns verwahrten Wertpa-
pieren verbucht. 

– Ende der Erläuterung – 
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Erläuterungen für Verbraucher zum Depotvertrag und damit verbun-
dene Dienstleistungen 
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung des Depots und damit verbundener 
Dienstleistungen. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Wir lassen die Wertpapiere für Sie von einer Wertpapiersammelbank verwahren und erteilen Ihnen dafür eine Gut-
schrift in Ihrem Depot. Das Depot für Wertpapiere ist vergleichbar mit einem Girokonto für Geldguthaben. 

Für die Wertpapiere, die in Ihrem Depot verwahrt werden, erbringen wir weitere Dienstleistungen, die in den „Son-
derbedingungen für Wertpapiergeschäfte“ genauer beschrieben sind. Dazu gehören zum Beispiel: 

• das Weiterleiten von Zinsen und Dividenden, 

• die Abwicklung der Rückzahlung von Wertpapieren, wenn sie fällig werden. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Für unsere Dienstleistungen haben Sie Entgelte an uns zu entrichten. Die Entgelte für das Depot stehen in unserem 
Preis- und Leistungsverzeichnis. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns einen Vertrag über ein Depot abschließen, sind auf beiden Seiten Entscheidungen zu treffen. 
Gern sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung zur Seite zu stehen. 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, stellen wir Ihnen ein Depot zur weiteren Nutzung (siehe Ziffer 1.1) zur Verfü-
gung. Zudem werden Ihnen die vereinbarten Entgelte berechnet (siehe Ziffer 1.2). 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Sollte es zu einer nicht-ordnungsgemäßen Vertragserfüllung kommen, ist zu unterscheiden, ob wir oder Sie den 
Vertrag nicht ordnungsgemäß erfüllt haben. 

Wird von unserer Seite eine Dienstleistung verspätet, fehlerhaft oder gar nicht ausgeführt, so kommen Schadens-
ersatzansprüche für Sie in Betracht. 

Sie als Nutzer des Depots haben wiederum Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten zu beachten. Werden diese nicht 
eingehalten, kann es zur Ablehnung von Aufträgen, der Ablehnung einer Schadenshaftung oder zur Sperre des 
Depots oder sogar zur Kündigung durch uns kommen. 

Werden verbleibende geschuldete Verbindlichkeiten nach Mahnung nicht geleistet, so tritt Zahlungsverzug ein und 
es werden Ver-zugszinsen berechnet. Der Verzugszins soll unseren Schaden pauschal ausgleichen, den wir durch 
Ihr vertragswidriges Verhalten erleiden. Der Verzugszinssatz beträgt fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
Der Basiszinssatz ist veränderlich. Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz unverzüglich nach 
dem 1. Januar beziehungsweise 1. Juli im Bundesanzeiger bekannt. Den jeweils aktuellen Basiszinssatz können 
Sie in der Bank erfragen. Er wird auch in zahlreichen Medien veröffentlicht. Im Einzelfall können wir einen höheren 
oder Sie einen niedrigeren Schaden nachweisen. Kann der Zahlungsverzug durch Begleichung der geschuldeten 
Verbindlichkeiten nicht beendet werden, sind wir zur Verwertung gewährter Sicherheiten berechtigt. Sofern Sicher-
heiten nicht gewährt wurden, ist auch eine allgemeine Vollstreckung in Ihr persönliches Vermögen möglich.  
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3 Nebenleistungen 

Im Regelfall kommt es neben dem Abschluss des Depotvertrags zum Abschluss weiterer Verträge über folgende 
Wertpapierdienst- und/oder Wertpapiernebendienstleistungen: 

Grundeigenschaften 

Wertpapierdienstleistungen sind verschiedene Dienstleistungen, welche mit Finanzinstrumenten verbunden sind. 
Sie werden unter anderem von Banken angeboten. Im europäischen Recht werden die verschiedenen Wertpapier-
dienstleistungen in der Finanzmarktrichtlinie1 aufgeführt. Im deutschen Recht werden sie im Wertpapierhandelsge-
setz (WpHG) aufgeführt. 

Wertpapiernebendienstleistungen sind verschiedene Dienstleistungen, die gewöhnlich mit einer Wertpapier-
dienstleistung verbunden sind. Auch für Wertpapiernebendienstleistungen gilt: Sie werden unter anderem von Ban-
ken angeboten. Und sie werden in der Finanzmarktrichtlinie und im WpHG aufgeführt.– Ende der Erläuterung  

Finanzinstrumente sind unter anderem Wertpapiere, wie zum Beispiel Aktien, Schuldverschreibungen, Investment-
fonds und Zertifikate. Es gibt eine Broschüre, die einen Überblick über die wichtigsten Arten von Wertpapieren und 
weitere Kapitalanlagen gibt. Die Broschüre heißt: Basisinformationen über Wertpapiere und weitere Kapitalanlagen. 
Diese Broschüre stellen wir Ihnen zur Verfügung. 

Im Folgenden erläutern wir Ihnen Ihre Möglichkeiten, Finanzinstrumente zu kaufen und zu verkaufen. Zudem er-
läutern wir Ihnen typische Dienstleistungen, die Sie unter anderem bei dem Erwerb eines Finanzinstruments nutzen 
können. Ferner erläutern wir Ihnen typische Wertpapiernebendienstleistungen, die Sie bei Geschäften in Finanzin-
strumenten nutzen können. Dabei handelt es sich auch um die mit dem Depotvertrag verbundenen Dienstleistun-
gen. 

Ihre Möglichkeiten, Finanzinstrumente zu kaufen oder zu verkaufen 

Festpreisgeschäft 

Ein Festpreisgeschäft ist ein Kaufvertrag zwischen Ihnen und uns über ein bestimmtes Finanzinstrument. Es gibt 
zwei Fälle: Entweder sind Sie der Käufer und wir der Verkäufer. Oder Sie sind der Verkäufer und wir der Käufer. 
Angenommen, Sie kaufen ein bestimmtes Finanzinstrument über uns. Dann sind wir verpflichtet, das Finanzinstru-
ment auf Sie zu übertragen. Und Sie sind verpflichtet, den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen. Der Kaufpreis wird 
fest vereinbart. Daher spricht man von einem Festpreis oder Festpreis-geschäft. Es kann vorkommen, dass der 
Kaufpreis noch nicht feststeht. Das kann zum Beispiel beim Kauf eines Investmentfonds der Fall sein. 

Dann vereinbaren wir beim Abschluss des Festpreisgeschäfts, dass sich der Kaufpreis nach dem nächsten Ausga-
bepreis richtet. Der Ausgabepreis wird von der Fondsgesellschaft festgestellt. 

Kommissionsgeschäft 

Bei einem Kommissionsgeschäft kaufen wir für Sie Finanzinstrumente von einer dritten Person. Oder wir verkaufen 
für Sie Finanzinstrumente an eine dritte Person. Das bedeutet, dass wir mit einer dritten Person für Sie das ge-
wünschte Geschäft abschließen. 

Kommt das Geschäft zustande, stellen wir Ihnen darüber eine Rechnung (Wertpapier-Abrechnung) aus. Kommt 
das Geschäft nicht zustande, informieren wir Sie zeitnah. Wir stellen Ihnen dann eine sogenannte Nichtausfüh-
rungsanzeige aus. 

Vermittlungsgeschäft (Anlagevermittlung) 

Bei einer Anlagevermittlung vermitteln wir Ihnen Geschäfte mit Finanzinstrumenten mit einer dritten Person. Nicht 
wir selbst wer-den Ihr Vertragspartner, sondern diese dritte Person. 

Abschlussvermittlung 

Bei einer Abschlussvermittlung schließen wir in Ihrem Namen Geschäfte mit Finanzinstrumenten mit einer dritten 
Person ab. Nicht wir selbst werden Ihr Vertragspartner, sondern diese dritte Person. 

Typische Wertpapierdienstleistungen, die Sie bei Geschäften in Finanzinstrumenten nutzen können 

Anlageberatung 

Anlageberatung heißt: Wir beraten Sie zur Anlage Ihres Vermögens. Das heißt konkret: Wir empfehlen Ihnen den 
Kauf oder Verkauf eines bestimmten Finanzinstruments oder mehrerer Finanzinstrumente. Zum Beispiel empfehlen 
wir Ihnen, einen bestimmten Investmentfonds zu kaufen. 

 

1 Der offizielle Titel der Finanzmarktrichtlinie ist: Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 über Märkte für Finanzinstrumente des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finan-
zinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU in der aktuell konsolidierten Fassung vom 
28.03.2024. (Stand: 02.10.2024). 
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Unsere Empfehlung muss für Sie geeignet sein. Um Ihnen den Kauf eines Finanzinstruments empfehlen zu können, 
brauchen wir die folgenden Angaben von Ihnen: 

• Ihre Anlageziele (Zweck der Anlage, Dauer der Anlage, Risikobereitschaft, Nachhaltigkeitspräferenzen) 

• Ihre Erfahrungen und Kenntnisse zu Arten von Finanzinstrumenten (zum Beispiel Aktien, Schuldverschreibungen, 
Investment-fonds und Zertifikate) 

• Ihre finanziellen Verhältnisse (Netto-Einkommen, finanzielle Verpflichtungen, Vermögen, finanzielle Belastungen, 
Verlusttragfähigkeit). 

Wir empfehlen Ihnen ein Finanzinstrument nur, wenn es zu Ihren Angaben passt, dass heißt für Sie geeignet ist. 
Die Angaben holen wir in Ihrem Interesse ein. Ohne die erforderlichen Angaben können wir keine Anlageberatung 
durchführen. 

Nach der Anlageberatung bekommen Sie einen Bericht von uns: eine Geeignetheitserklärung. In der Geeig-
netheitserklärung stehen Ihre Angaben, die unserer Anlageberatung zugrunde lagen. Und darin steht eine Begrün-
dung, warum unsere Empfehlung zu diesen Angaben passt (also für Sie geeignet ist). Sie entscheiden, ob Sie 
unserer Empfehlung folgen. Sie entscheiden zum Beispiel, ob Sie das empfohlene Finanzinstrument kaufen. Die 
Geeignetheitserklärung soll Sie bei Ihrer Entscheidung unterstützen. 

Finanzportfolioverwaltung (Vermögensverwaltung) 

Finanzportfolioverwaltung (auch: Vermögensverwaltung) heißt: Sie beauftragen uns, für Sie Ihr Vermögen zu ver-
walten. Im Unterschied zur Anlageberatung treffen nicht Sie, sondern wir Entscheidungen zum Kauf oder Verkauf 
von Finanzinstrumenten. Die Voraussetzungen dafür regelt der Vermögensverwaltungsvertrag. In diesem Vertrag 
vereinbaren wir eine Anlagestrategie mit Ihnen. Diese müssen wir beachten, wenn wir Entscheidungen zur Anlage 
Ihres Vermögens treffen. 

Um Ihnen eine geeignete Anlagestrategie empfehlen zu können, bitten wir Sie um verschiedene Angaben. Diese 
Angaben holen wir in Ihrem Interesse ein. Wenn Sie die erforderlichen Angaben nicht machen, können wir keine 
Finanzportfolioverwaltung durchführen. 

Während der Laufzeit des Vermögensverwaltungsvertrags überprüfen wir, ob die getätigten Investitionen weiterhin 
zu der Anlage-strategie passen. 

Beratungsfreies Geschäft 

Beratungsfreies Geschäft heißt: Sie selbst treffen Entscheidungen zur Anlage Ihres Vermögens, also zum Kauf 
oder Verkauf bestimmter Finanzinstrumente. Sie treffen Entscheidungen ohne eine persönliche Anlageempfehlung 
von uns. 

Wenn Sie uns mit einem beratungsfreien Kauf oder Verkauf eines Finanzinstruments beauftragen, führen wir eine 
Angemessenheits-prüfung durch. Das heißt: Wir überprüfen Ihre Kenntnisse und Erfahrungen, die Risiken eines 
Geschäfts in ein gewünschtes Finanz-instrument angemessen beurteilen zu können. Dazu bitten wir Sie um ent-
sprechende Angaben. Anders als bei der Anlageberatung berücksichtigen wir Ihre Anlageziele und finanziellen 
Verhältnisse aber nicht. Eventuell stellen wir durch die Angemessenheitsprüfung fest, dass Sie die Risiken eines 
Geschäfts in ein gewünschtes Finanzinstrument nicht angemessen einschätzen können. Dann weisen wir Sie da-
rauf hin. Nach unserem Hinweis können Sie trotzdem verlangen, dass wir Ihren Auftrag ausführen. Dann führen wir 
Ihren Auftrag auch wie gewünscht aus. 

Typische Wertpapiernebendienstleistungen 

Devisengeschäft 

Wenn Sie Finanzinstrumente über eine ausländische Börse kaufen oder verkaufen, an der nicht in der Währung 
Euro gehandelt wird, bieten wir Ihnen im Zusammenhang mit dem Kauf oder Verkauf von Finanzinstrumenten ein 
Devisengeschäft an. Das kann zum Bei-spiel eine ausländische Börse sein, wo mit US-Dollar gehandelt wird. Wir 
tauschen dann für Sie den jeweiligen Geldbetrag in Euro um, also den für den Kauf benötigten Geldbetrag oder 
den aus dem Verkauf eingenommenen Geldbetrag. Dazu brauchen wir keinen gesonderten Auftrag von Ihnen. 

Finanzanalysen 

Finanzanalysen sind Empfehlungen zu Finanzinstrumenten oder Emittenten. Ein Emittent ist ein Unternehmen oder 
ein Finanzdienstleistungsinstitut, das Finanzinstrumente herausgibt. Die Empfehlung weist auf Chancen und Risi-
ken in Verbindung mit dem Finanzinstrument oder dem Emittenten hin. Eine Finanzanalyse berücksichtigt Ihre 
persönlichen Angaben nicht. 

Finanzierung von Finanzgeschäften 

Bei der Finanzierung von Finanzinstrumenten geben wir Ihnen einen Kredit für Finanzinstrumente, die Sie über uns 
kaufen. 

– Ende der Erläuterung – 
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Erläuterungen für Verbraucher zum Vermögensverwaltungsvertrag 
und damit verbundene Dienstleistungen 
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung der Vermögensverwaltung und damit 
verbundener Dienstleistungen. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Vermögensverwaltung (auch: Finanzportfolioverwaltung) heißt: Sie beauftragen uns, für Sie Ihr Vermögen zu ver-
walten. Im Unterschied zur Anlageberatung treffen nicht Sie, sondern wir Entscheidungen zum Kauf oder Verkauf 
von Finanzinstrumenten. Die Voraussetzungen dafür regelt der Vermögensverwaltungsvertrag. In diesem Vertrag 
vereinbaren wir eine Anlagestrategie mit Ihnen. Diese müssen wir beachten, wenn wir Entscheidungen zur Anlage 
Ihres Vermögens treffen. 

Um Ihnen eine geeignete Anlagestrategie empfehlen zu können, bitten wir Sie um verschiedene Angaben. Diese 
Angaben holen wir in Ihrem Interesse ein. Wenn Sie die erforderlichen Angaben nicht machen, können wir keine 
Finanzportfolioverwaltung durchführen. 

Während der Laufzeit des Vermögensverwaltungsvertrags überprüfen wir, ob die getätigten Investitionen weiterhin 
zu der Anlage-strategie passen. 

Wir lassen die Wertpapiere für Sie von einer Wertpapiersammelbank verwahren und erteilen Ihnen dafür eine Gut-
schrift in Ihrem Vermögensverwaltungsdepot. Dieses Depot ist vergleichbar mit einem Anlagekonto für Geldgutha-
ben. 

Für die Wertpapiere, die in Ihrem Vermögensverwaltungsdepot verwahrt werden, erbringen wir weitere Dienstleis-
tungen, die in den „Sonderbedingungen für Wertpapiergeschäfte“ genauer beschrieben sind. Dazu gehören zum 
Beispiel: 

• das Weiterleiten von Zinsen und Dividenden, 

• die Abwicklung der Rückzahlung von Wertpapieren, wenn sie fällig werden. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Für unsere Dienstleistungen haben Sie Entgelte an uns zu entrichten. Die Entgelte für die Vermögensverwaltung 
vereinbaren wir mit Ihnen im Vermögensverwaltungsvertrag. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns einen Vertrag über eine Vermögensverwaltung abschließen, sind auf beiden Seiten Entschei-
dungen zu treffen. Gern sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung zur Seite zu stehen. 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss übernehmen wir die Verwaltung Ihres Vermögens (siehe Ziffer 1.1). Zudem wer-
den Ihnen die vereinbarten Entgelte berechnet (siehe Ziffer 1.2). 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Sollte es zu einer nicht-ordnungsgemäßen Vertragserfüllung kommen, ist zu unterscheiden, ob wir oder Sie den 
Vertrag nicht ordnungsgemäß erfüllt haben. 

Wird von unserer Seite eine Dienstleistung verspätet, fehlerhaft oder gar nicht ausgeführt, so kommen Schadens-
ersatzansprüche für Sie in Betracht. 
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Sie als Nutzer der Vermögensverwaltung haben wiederum Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten zu beachten. Wer-
den diese nicht eingehalten, kann es zur Ablehnung von Aufträgen, der Ablehnung einer Schadenshaftung oder 
zur Sperre des Depots oder sogar zur Kündigung durch uns kommen. 

Werden verbleibende geschuldete Verbindlichkeiten nach Mahnung nicht geleistet, so tritt Zahlungsverzug ein und 
es werden Verzugszinsen berechnet. Der Verzugszins soll unseren Schaden pauschal ausgleichen, den wir durch 
Ihr vertragswidriges Verhalten erleiden. Der Verzugszinssatz beträgt fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
Der Basiszinssatz ist veränderlich. Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz unverzüglich nach 
dem 1. Januar beziehungsweise 1. Juli im Bundesanzeiger bekannt. Den jeweils aktuellen Basiszinssatz können 
Sie in der Bank erfragen. Er wird auch in zahlreichen Medien veröffentlicht. Im Einzelfall können wir einen höheren 
oder Sie einen niedrigeren Schaden nachweisen. Kann der Zahlungsverzug durch Begleichung der geschuldeten 
Verbindlichkeiten nicht beendet werden, sind wir zur Verwertung gewährter Sicherheiten berechtigt. Sofern Sicher-
heiten nicht gewährt wurden, ist auch eine allgemeine Vollstreckung in Ihr persönliches Vermögen möglich. 

3 Nebenleistungen 

Im Regelfall kommt es neben dem Abschluss des Vermögensverwaltungsvertrags zum Abschluss weiterer Verträge 
über folgende Wertpapierdienst- und/oder Wertpapiernebendienstleistungen: 

Grundeigenschaften 

Wertpapierdienstleistungen sind verschiedene Dienstleistungen, welche mit Finanzinstrumenten verbunden sind. 
Sie werden unter anderem von Banken angeboten. Im europäischen Recht werden die verschiedenen Wertpapier-
dienstleistungen in der Finanzmarktrichtlinie2 aufgeführt. Im deutschen Recht werden sie im Wertpapierhandelsge-
setz (WpHG) aufgeführt. 

Wertpapiernebendienstleistungen sind verschiedene Dienstleistungen, die gewöhnlich mit einer Wertpapier-
dienstleistung verbunden sind. Auch für Wertpapiernebendienstleistungen gilt: Sie werden unter anderem von Ban-
ken angeboten. Und sie werden in der Finanzmarktrichtlinie und im WpHG aufgeführt.– Ende der Erläuterung  

Finanzinstrumente sind unter anderem Wertpapiere, wie zum Beispiel Aktien, Schuldverschreibungen, Investment-
fonds und Zertifikate. Es gibt eine Broschüre, die einen Überblick über die wichtigsten Arten von Wertpapieren und 
weitere Kapitalanlagen gibt. Die Broschüre heißt: Basisinformationen über Wertpapiere und weitere Kapitalanlagen. 
Diese Broschüre stellen wir Ihnen zur Verfügung. 

Im Folgenden erläutern wir Ihnen Ihre Möglichkeiten, Finanzinstrumente zu kaufen und zu verkaufen. Zudem er-
läutern wir Ihnen typische Dienstleistungen, die Sie unter anderem bei dem Erwerb eines Finanzinstruments nutzen 
können. Ferner erläutern wir Ihnen typische Wertpapiernebendienstleistungen, die Sie bei Geschäften in Finanzin-
strumenten nutzen können. Dabei handelt es sich auch um die mit dem Depotvertrag verbundenen Dienstleistun-
gen. 

Typische Wertpapiernebendienstleistungen 

Devisengeschäft 

Wenn Sie Finanzinstrumente über eine ausländische Börse kaufen oder verkaufen, an der nicht in der Währung 
Euro gehandelt wird, bieten wir Ihnen im Zusammenhang mit dem Kauf oder Verkauf von Finanzinstrumenten ein 
Devisengeschäft an. Das kann zum Bei-spiel eine ausländische Börse sein, wo mit US-Dollar gehandelt wird. Wir 
tauschen dann für Sie den jeweiligen Geldbetrag in Euro um, also den für den Kauf benötigten Geldbetrag oder 
den aus dem Verkauf eingenommenen Geldbetrag. Dazu brauchen wir keinen gesonderten Auftrag von Ihnen. 

Finanzanalysen 

Finanzanalysen sind Empfehlungen zu Finanzinstrumenten oder Emittenten. Ein Emittent ist ein Unternehmen oder 
ein Finanzdienstleistungsinstitut, das Finanzinstrumente herausgibt. Die Empfehlung weist auf Chancen und Risi-
ken in Verbindung mit dem Finanzinstrument oder dem Emittenten hin. Eine Finanzanalyse berücksichtigt Ihre 
persönlichen Angaben nicht. 

Finanzierung von Finanzgeschäften 

Bei der Finanzierung von Finanzinstrumenten geben wir Ihnen einen Kredit für Finanzinstrumente, die Sie über uns 
kaufen. 

– Ende der Erläuterung – 

  

 

2 Der offizielle Titel der Finanzmarktrichtlinie ist: Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 über Märkte für Finanzinstrumente des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finan-
zinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU in der aktuell konsolidierten Fassung vom 
28.03.2024. (Stand: 02.10.2024). 
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Erläuterungen für Verbraucher zum Tagesgeldkonto  
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung des Tagesgeldkontos. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Das Tagesgeldkonto (auch: Tagesgeld) ist eine Sichteinlage. Das heißt: Das Guthaben auf dem Tagesgeldkonto 
steht Ihnen jederzeit zur Auszahlung zur Verfügung. Zudem können Sie jederzeit auf das Einlagenkonto einzahlen. 
Das Einlagenkonto ist für Sie kostenfrei. Wir verzinsen in der Regel das jeweilige Guthaben, soweit es über der 
vereinbarten Mindesteinlage liegt. Das heißt: Sie bekommen von uns für gewöhnlich Zinsen auf Ihr Guthaben ge-
zahlt, solange die vereinbarte Mindesteinlage erreicht ist. Die Verzinsung ist variabel. Die Art der Verzinsung ergibt 
sich aus der getroffenen Vereinbarung. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Um die Zinsen zu erhalten, müssen Sie Geld auf Ihr Tagesgeldkonto einzahlen und Guthaben mindestens in Höhe 
der vereinbarten Mindesteinlage unterhalten. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns einen Vertrag über einTagesgeldkonto abschließen, sind auf beiden Seiten Entscheidungen zu 
treffen. Gern sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung zur Seite zu stehen. 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, richten wir ein Tagesgeldkonto für Sie ein, auf das Sie Geldbeträge einzahlen 
können. Jede Einzahlung muss jedoch mindestens den vereinbarten Mindesteinzahlungsbetrag erreichen. Erreicht 
das Guthaben auf dem Tagesgeldkonto die vereinbarte Mindesteinlage, verzinsen wir das Guthaben zum jeweils 
aktuellen Zinssatz und schreiben die Zinsen zu dem im Vertrag vereinbarten Zeitpunkt dem Konto gut. 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Beim Tagesgeldkonto besteht keine Pflicht zur Einzahlung bestimmter Geldbeträge. Verzinst wird das jeweilige 
Guthaben auf dem Tagesgeldkonto jedoch nur, solange die vereinbarte Mindesteinlage erreicht ist. 

3 Nebenleistungen 

Keine.  

– Ende der Erläuterung –  
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Erläuterungen für Verbraucher zum Festgeldkonto  
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung des Festgeldkontos. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Auf dem Festgeldkonto (auch: Festgeld) wird eine Bankeinlage verbucht. Die Bankeinlage auf dem Festgeldkonto 
ist ein Guthaben, das mit einer bestimmten Fälligkeit verbunden ist. Den Anlagebetrag und die Fälligkeit legen wir 
mit Ihnen im Vertrag fest. Mit der Fälligkeit steht Ihnen das Guthaben wieder zur Verfügung. Bitte beachten Sie: 
Beim Festgeldkonto sind keine Zuzahlungen auf das Konto möglich. Auch eine vorzeitige Rückzahlung des Gutha-
bens ist nicht möglich. 

Wir verzinsen Ihr Festgeld mit dem im Vertrag vereinbarten Zinssatz.  

Das Festgeldkonto ist für Sie kostenfrei. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Um die Zinsen zu erhalten, müssen Sie den vereinbarten Anlagebetrag auf Ihr Festgeldkonto einzahlen. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns einen Vertrag über ein Festgeldkonto abschließen, sind auf beiden Seiten Entscheidungen zu 
treffen. Gern sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung zur Seite zu stehen. 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, richten wir ein Festgeldkonto für Sie ein, auf das Sie den vereinbarten Anlage-
betrag einzahlen können. Wir verzinsen den Anlagebetrag auf dem Festgeldkonto zu dem im Vertrag vereinbarten 
Zinssatz und schreiben die Zinsen zu deren Fälligkeitstermin gut. 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kann der im Vertrag genannte Anlagebetrag nicht von dem von Ihnen benannten Konto eingezogen werden, kon-
taktieren Sie uns bitte. 

3 Nebenleistungen 

Keine.  

– Ende der Erläuterung –  
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Erläuterungen für Verbraucher zum Sparkonto  
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung des Sparkontos. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Auf dem Sparkonto wird eine Spareinlage verbucht. Die Spareinlage ist ein Guthaben, das mit einer bestimmten 
Kündigungsfrist verbunden ist, die wir mit Ihnen im Vertrag festlegen.  

Bei einer Kündigungsfrist von drei Monaten stehen Ihnen bis zu 2.000 Euro im Monat von Ihrem Guthaben zur 
Verfügung. Sie müssen dazu nicht kündigen. Wenn Sie über mehr als 2.000 Euro im Monat verfügen wollen, müs-
sen Sie den Vertrag oder einen Teil des Guthabens kündigen. Wenn Sie nicht rechtzeitig kündigen, können wir eine 
Verfügung ausnahmsweise zulassen. Hierfür können wir ein Entgelt verlangen: die sogenannten Vorschusszinsen. 

Bei einer Kündigungsfrist von mehr als drei Monaten müssen Sie den Vertrag oder einen Teil des Guthabens kün-
digen, wenn Sie über das Guthaben verfügen möchten. Wenn Sie nicht rechtzeitig kündigen, können wir eine Ver-
fügung ausnahmsweise zulassen. Hierfür können wir ein Entgelt verlangen: die sogenannten Vorschusszinsen. 

Haben wir eine Kündigungssperrfrist mit Ihnen vereinbart, gilt für einen bestimmten Zeitraum für Sie eine Kündi-
gungssperre. In diesem Zeitraum können Sie den Vertrag nicht kündigen. Sie können den Vertrag erst kündigen, 
wenn die Kündigungssperrfrist abgelaufen ist. 

Die Kündigungsfrist und eine etwaige Kündigungssperrfrist sind im Vertrag festgelegt. 

Sie können jederzeit auf das Sparkonto einzahlen. Die Sparkontoführung ist für Sie kostenfrei. Wir verzinsen in der 
Regel das jeweilige Guthaben. Das heißt: Sie bekommen von uns für gewöhnlich Zinsen auf Ihr Guthaben gezahlt. 
Die Verzinsung ist variabel. So-weit nichts anderes vereinbart wurde, werden Spareinlagen zu den von der Bank 
durch Aushang in den Geschäftsräumen der kontoführenden Stelle bekannt gegebenen Zinssätzen verzinst. Diese 
passen wir während der Vertragslaufzeit an: Wir dürfen sie erhöhen, aber auch senken. Dabei orientieren wir uns 
an dem aktuellen Zinssatz für Neugeschäfte dieser Produktart. Der aktuelle Zinssatz für Neugeschäfte dieser Pro-
duktart orientiert sich an der Entwicklung des Marktes. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Um die Zinsen zu erhalten, müssen Sie Guthaben auf Ihr Sparkonto einzahlen. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns einen Vertrag über ein Sparkonto abschließen, sind auf beiden Seiten Entscheidungen zu treffen. 
Gern sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung zur Seite zu stehen. 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, richten wir ein Sparkonto für Sie ein, auf das Sie Geldbeträge einzahlen können. 
Wir verzinsen das jeweilige Guthaben auf dem Sparkonto zum jeweils aktuellen Zinssatz und schreiben die Zinsen 
am Ende eines jeden Jahres dem Konto gut. 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Beim Sparkonto besteht keine Pflicht zur Einzahlung bestimmter Geldbeträge. Verzinst wird jedoch nur das jewei-
lige Guthaben auf dem Sparkonto. 

3 Nebenleistungen 

Keine.  

– Ende der Erläuterung –  
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Erläuterungen für Verbraucher zum Girokonto  
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung des Girokontos. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Ein Girokontovertrag ist eine Art Grundvereinbarung zwischen Ihnen als Kunde und uns als Bank. Er verpflichtet 
uns dazu, bargeld-lose Zahlungen über ein Girokonto abzuwickeln. Dabei werden alle Beträge, die Sie uns schul-
den oder die wir Ihnen schulden, im Konto erfasst und verrechnet. Das ergibt den aktuellen Kontostand. Welche 
Leistungen wir Ihnen gegenüber konkret erbringen, wird zwischen uns vereinbart. In der Regel gehören dazu: 

• Annahme von Bargeld und Gutschrift auf das Konto, 

• Auszahlungen von Bargeld, 

• Überweisungen und Daueraufträge, 

• das Abbuchen von Lastschriften, 

• sowie das Einziehen von Lastschriften oder Schecks, die Sie uns geben. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Für unsere Dienstleistungen haben Sie in der Regel Entgelte an uns zu entrichten. Die Entgelte für das Girokonto 
stehen in unserem Preis- und Leistungsverzeichnis. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns einen Vertrag über ein Girokonto abschließen, sind auf beiden Seiten Entscheidungen zu treffen. 
Gern sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung zur Seite zu stehen. 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, stellen wir Ihnen ein Girokonto zur weiteren Nutzung (siehe Ziffer 1.1) zur Ver-
fügung. Zudem wer-den Ihnen die vereinbarten Entgelte berechnet (siehe Ziffer 1.2). 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Sollte es zu einer nicht-ordnungsgemäßen Vertragserfüllung kommen, ist zu unterscheiden, ob wir oder Sie den 
Vertrag nicht ordnungsgemäß erfüllt haben. 

Wird unsererseits ein Zahlungsdienst verspätet, fehlerhaft oder gar nicht ausgeführt, so kommen Ihrerseits Scha-
densersatzansprüche in Betracht. 

Sie als Nutzer des Girokontos haben wiederum Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten zu beachten. Werden diese 
nicht eingehalten, kann es zur Ablehnung von Aufträgen, der Ablehnung einer Schadenshaftung oder zur Sperre 
des Girokontos oder sogar zur Kündigung durch uns kommen. So erfolgt eine Ablehnung eines Zahlungsvorgan-
ges, wenn auf Ihrem Girokonto nicht genug Geld zur Ver-fügung steht. 

Werden nach Kündigung des Girokontos verbleibende geschuldete Verbindlichkeiten nach Mahnung nicht geleistet, 
so tritt Zahlungsverzug ein und es werden Verzugszinsen berechnet. Der Verzugszins soll den Schaden pauschal 
ausgleichen, den wir durch Ihr vertragswidriges Verhalten erleiden. Der Verzugszinssatz beträgt fünf Prozentpunkte 
über dem Basiszinssatz. Der Basiszinssatz ist veränderlich. Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basis-
zinssatz unverzüglich nach dem 1. Januar beziehungsweise 1. Juli im Bundesanzeiger bekannt. Den jeweils aktu-
ellen Basiszinssatz können Sie bei uns erfragen. Er wird auch in zahlreichen Medien veröffentlicht. Im Einzelfall 
können entweder wir einen höheren oder Sie einen niedrigeren Schaden nachweisen. Kann der Zahlungsverzug 
durch Begleichung der geschuldeten Verbindlichkeiten nicht beendet werden, sind wir zur Verwertung gewährter 



62 

 

Sicherheiten berechtigt. Sofern Sicherheiten nicht gewährt wurden, ist auch eine allgemeine Vollstreckung in Ihr 
persönliches Vermögen möglich.  

3 Nebenleistungen 

Im Regelfall kommt es neben dem Abschluss des Girokontovertrags zum Abschluss weiterer Verträge über fol-
gende Dienstleistungen: 

Die girocard (Debitkarte) ist eine Chipkarte, die mit Ihrem Girokonto verbunden ist. Mit Ihrer girocard (Debitkarte) 
können Sie bar-geldlose Zahlungen im Handel durchführen. Und Sie können damit Bargeldeinzahlungen und Bar-
geldauszahlungen an Bankautomaten durchführen. Jede Transaktion verrechnen wir auf Ihrem Girokonto. Zudem 
können Sie mit Ihrer girocard (Debitkarte) unsere Selbstbedienungsautomaten benutzen. 

Das OnlineBanking ermöglicht es Ihnen, Bankgeschäfte über das Internet oder über das Telefon in dem von uns 
angebotenen Um-fang abzuwickeln. 

Das Multibanking im OnlineBanking ermöglicht Ihnen, weitere Konten bei Fremdbanken in Ihre Bankgeschäfte ein-
zubinden. 

Eine Überziehung ist ein spezielles Verbraucherdarlehen, das wir Ihnen in Verbindung mit einem Girokonto gewäh-
ren.  

– Ende der Erläuterung –  
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Erläuterungen für Verbraucher zur girocard (Debitkarte) 
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung der girocard (Debitkarte). 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie: Diese Erläuterung soll zum besseren Verständnis unserer Dienstleistung beitragen. Sie ist 
rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich verbindlich sind nur die mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Die girocard (Debitkarte) ist eine Chipkarte, die mit Ihrem Girokonto verbunden ist. Mit der girocard bekommen Sie 
eine persönliche Geheimzahl von uns. Diese Geheimzahl müssen Sie eingeben, wenn Sie die girocard nutzen und 
an der Akzeptanzstelle dazu aufgefordert werden. Damit soll bewiesen werden, dass Sie der rechtmäßige Verwen-
der der Karte sind. Mit Ihrer girocard können Sie bar-geldlose Zahlungen im Handel durchführen. Und Sie können 
damit Bargeldeinzahlungen und Bargeldauszahlungen an Akzeptanzstellen vornehmen, soweit es dort angeboten 
wird. Akzeptanzstellen können beispielsweise Geldautomaten, stationäre Händler, Online-Händler oder Apps sein. 
Jede Transaktion verrechnen wir auf Ihrem Girokonto. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Die Preise (Entgelte) für die girocard stehen in unserem Preis- und Leistungsverzeichnis. Ist die girocard in einem 
Konto-Modell enthalten, kann das Entgelt mit anderen Zahlungsdiensten zu einem Preis zusammengefasst sein. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

Bevor Sie mit uns einen Vertrag über eine girocard (Debitkarte) abschließen, sind auf beiden Seiten Entscheidun-
gen zu treffen. Gern sind wir bereit, Ihnen bei der Vorbereitung Ihrer Entscheidung zur Seite zu stehen. 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, stellen wir Ihnen die girocard und die persönliche Geheimzahl zur weiteren 
Nutzung (siehe Ziffer 1.1) zur Verfügung und es werden Ihnen die vereinbarten Entgelte berechnet (siehe Ziffer 
1.2). 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Sollte es zu einer nicht-ordnungsgemäßen Vertragserfüllung kommen, ist zu unterscheiden, ob wir als Bank oder 
Sie als Kunde den Vertrag nicht ordnungsgemäß erfüllt haben. 

Wird von unserer Seite ein Zahlungsvorgang verspätet, fehlerhaft, gar nicht oder ohne Autorisierung ausgeführt, so 
kommen Ihrer-seits Schadensersatzansprüche in Betracht. 

Sie als Nutzer der girocard haben wiederum Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten zu beachten. Werden diese nicht 
eingehalten, kann es zur Ablehnung von Kartenzahlungsvorgängen, der Ablehnung einer Schadenshaftung oder 
zur Sperre der girocard durch die Bank kommen. So erfolgt eine Ablehnung eines Zahlungsvorganges, wenn auf 
Ihrem Girokonto nicht genug Geld zur Verfügung steht. Eine besondere Situation liegt vor, wenn beispielsweise 
Ihnen die girocard gestohlen wurde oder Sie die girocard verloren haben. In dem Fall sind sie verpflichtet, die 
girocard sofort sperren zu lassen. 

3 Nebenleistungen 

Eine girocard ist eine Nebenleistung zum Girokonto und setzt dementsprechend ein Girokonto voraus. Da ein Gi-
rokonto für die giro-card eine unabdingbare Voraussetzung ist, ist eine separate Beendigung des Girokontos – ohne 
gleichzeitige Beendigung der giro-card – nicht möglich. 

Ein Girokonto ist ein Konto, mit dem Sie ohne Bargeld Zahlungen durchführen können. Sie können auf dem Konto 
sehen, welche Zahlungen Sie durchgeführt haben. Und Sie können sehen, welche Zahlungen Sie erhalten haben. 
Alle Zahlungen werden ständig verrechnet. Das ergibt dann den aktuellen Kontostand. Für ein Girokonto schließen 
wir mit Ihnen einen Girokontovertrag ab.  

– Ende der Erläuterung –  
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Erläuterungen für Verbraucher  
zur Mastercard (Kreditkarte) / Premium Mastercard (Kreditkarte) 
 

Auf dieser Seite erläutern wir Ihnen die von uns angebotene Dienstleistung der Mastercard (Kreditkarte) / Premium 
Mastercard (Kreditkarte) der DZ BANK AG, welche durch die MERKUR PRIVATBANK (kartenvermittelnde Bank) 
vertrieben wird. 

Mit der vorliegenden Erläuterung erfüllen wir Art. 246b § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB). Die Erläuterungen sollen Ihnen bei der Beurteilung helfen, ob der angebotene Vertrag und die Neben-
leistungen Ihren Bedürfnissen und Ihrer finanziellen Situation entsprechen. 

Bitte beachten Sie, dass diese Erläuterung zum besseren Verständnis unseres Produktangebots beitragen soll. Sie 
ist rechtlich nicht verbindlich. Rechtlich bindend sind lediglich die mit Ihnen vertraglich getroffenen Vereinbarungen 
im Rahmen des Produktabschlusses. 

Die Erläuterung ist in drei Teile gegliedert. 

• In Teil 1 erläutern wir Ihnen die wesentlichen Merkmale der Dienstleistung. 

• In Teil 2 erläutern wir die für Sie spezifischen Auswirkungen der Dienstleistung. 

• Teil 3 betrifft Nebenleistungen. 

 

1 Wesentliche Merkmale 

1.1 Hauptleistung der Bank 

Die von der DZ BANK AG herausgegebene Mastercard (Kreditkarte) / Premium Mastercard (Kreditkarte), die Ihnen 
über die MERKUR PRIVATBANK vermittelt wird, dient dem Zahlungsverkehr. Sie kann international am Point of 
Sale (POS) zum sicheren Bezahlen von Waren und Dienstleistungen eingesetzt werden. Zudem kann sie zur Ver-
sorgung mit Bargeld am Geldautomaten genutzt werden, auch für die Versorgung mit Fremdwährung im Ausland. 
Als Zahlungsmittel im eCommerce kann sie ebenso verwendet werden. Transaktionen mit Ihrer Karte werden auf 
einem dazugehörigen Spiegelkonto (Kartenkonto) gesammelt und regelmäßig gegen ein entsprechendes Refe-
renzkonto (Kontokorrentkonto) ausgeglichen. 

Zur sicheren Authentifizierung werden Transaktionen im eCommerce in der Regel mit dem 3D Secure-Verfahren 
über die SecureGo plus App abgesichert. Zudem kann das Kartenprodukt als digitale Variante im mobilen Endgerät 
oder in einem Wearable (zum Beispiel Smartwatch, Ring oder Schlüsselanhänger) genutzt werden. Für Transakti-
onen mit Ihrer Karte am Point of Sale benötigen Sie häufig eine PIN (persönliche Identifikationsnummer). Bitte 
merken Sie sich diese möglichst. Sollten Sie diese einmal vergessen haben, können Sie sich schnell und diskret 
über die Banking App eine neue PIN vergeben. Weitere Informationen zu den Bezahlfunktionen Ihrer Karte entneh-
men Sie den Vertragsunterlagen. 

1.2 Gegenleistung des Verbrauchers 

Die Preise (Entgelte) für die Kartenprodukte der DZ BANK AG nebst dazugehörigen transaktionsabhängigen Ent-
gelten finden Sie im Preis- und Leistungsverzeichnis Ihrer kartenvermittelnden Bank. Ist das Kartenprodukt in einem 
Kontomodell enthalten, kann das Entgelt mit anderen Zahlungsdiensten zu einem Preis zusammengefasst sein. 

2 Auswirkungen für den Verbraucher 

2.1 Ordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Kommt es zum Vertragsabschluss, stellt Ihnen Ihre kartenvermittelnde Bank die Mastercard zeitnah zur Verfügung 
(bei einer online erfolgten Beantragung sogar unmittelbar), sofern alle formalen und bonitätsmäßigen Vorausset-
zungen erfüllt sind und die mit dem Produkt und dessen Nutzung verbundenen Entgelte berechnet werden (vgl. 
Ziffer 1.2). Sollten bestimmte Voraussetzungen nicht erfüllt sein, wird sich Ihre kartenvermittelnde Bank kurzfristig 
mit Ihnen in Verbindung setzen, um die nächsten Schritte zu besprechen. 

2.2 Nichtordnungsgemäße Vertragserfüllung 

Sollte es zu einer nicht-ordnungsgemäßen Vertragserfüllung kommen, ist zu unterscheiden, ob die kartenvermit-
telnde Bank oder Sie als Kunde den Vertrag nicht ordnungsgemäß erfüllt haben. Wird von Seiten der kartenvermit-
telnden Bank ein Zahlungsvorgang verspätet, fehlerhaft, gar nicht oder ohne Autorisierung ausgeführt, so kommen 
Ihrerseits Schadensersatzansprüche in Betracht. 

Sie als Nutzer einer Mastercard / Premium Mastercard haben wiederum Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten zu 
beachten. Werden diese nicht eingehalten, kann es zur Ablehnung von Kartenzahlungsvorgängen, der Ablehnung 
einer Schadenshaftung oder zur Sperre der Karte durch die Bank kommen. So erfolgt die Ablehnung eines Zah-
lungsvorgangs zum Beispiel dann, wenn der Zahlungsrahmen ausgeschöpft oder die Karte aufgrund 
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verschlechterter Bonität gesperrt wurde. Eine besondere Situation liegt dann vor, wenn Sie die Karte verloren haben 
oder sie Ihnen gestohlen wurde. In dieser Situation sind Sie zur unmittelbaren Sperrung der Karte verpflichtet. 

3 Nebenleistungen 

Neben der unter Ziffer 2 der Vertragsbedingungen beschriebenen Zahlungsfunktion als Hauptleistung der Master-
card (Kreditkarte) und der Premium Mastercard (Kreditkarte) sind nachfolgende Zusatzleistungen und Funktionen 
gemäß Ziffer 14 mit der Karte verbunden (Nebenleistungen). 

Die Premium Mastercard (Kreditkarte) bietet Ihnen nachfolgende zusätzliche Versicherungsleistungen: 

• Die Auslandsreise-Krankenversicherung der R+V Krankenversicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 
Wiesbaden, gilt für die ersten 45 Tage einer vorübergehenden Auslandsreise.  

• Die Verkehrsmittel-Unfallversicherung der R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 
Wiesbaden, ist abhängig vom Karteneinsatz und umfasst den Versicherungsschutz bei Unfällen in öffent-
lichen Verkehrsmitteln, Mietwagen und während des Aufenthaltes auf dem Hotelgelände.  

• Gegenstand der Reise-Service-Versicherung der R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 
65189 Wiesbaden, sind z. B. Beistandsleistungen auf Auslandsreisen oder die Übernahme von Rücktrans-
portkosten in Notfällen.  

• Im Rahmen der Auslands-Schutzbrief-Versicherung der R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisen-
platz 1, 65189 Wiesbaden, erfolgt eine Kostenübernahme bei Panne oder Unfall der vom Karteninhaber 
benutzten Fahrzeuge im Ausland.  

• Im Rahmen der Reiserücktrittskosten-Versicherung der KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-Aktien-
gesellschaft, Hamburg, erfolgt bei Nichtantritt oder Abbruch einer Reise aus einem von der Versicherung 
umfassten Grund z. B. die Zahlung einer entsprechenden Entschädigung. Die Postanschrift der 
KRAVAG lautet: KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-Aktiengesellschaft, Direktionsbetrieb Frankfurt, Vol-
tastr. 84, 60486 Frankfurt. 

Die Versicherungsleistungen sind – sofern nicht anders angegeben – unabhängig vom Karteneinsatz und werden 
in der Versicherungsbestätigung (inkl. Versicherungsbedingungen) detailliert beschrieben. Die Versicherungsbe-
stätigung (inkl. Versicherungsbedingungen) sowie weitere Versicherungsunterlagen werden Ihnen als Download 
zur Verfügung gestellt. Den Link dazu erhalten Sie zusammen mit Ihrer Karte. Im Falle eines Online-Kartenantrags 
werden die Versicherungsbedingungen zusätzlich bereits im Rahmen des Bestellvorgangs zum Download bereit-
gestellt. 

– Ende der Erläuterung – 
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